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Freude an Landkarten x)

VonAxel Egg.brecht

Idr möchte zu Ihnen von Landkarten spredren. Von Plänen und Atlanten, ganz im
allgemeinen - von der Rolle, die sie in unserem Leben' spielen - und vor allem
davon, daß wir an ihnen vermutlidr mehr Freude haben können, als das im all-
gemeinen üblidr ist.

Madren wir uns zunädrst bewußt, wie außerordentlidr sidr im letzten halben Jahr-
htrndert das Verhältnis des Durdrsdrnittsmensdten zur Geographie und Topographie
geändert hat; und damit audr seine Beziehung zur Landkarte.

Idr erinnere mid'r nodr gut daran, daß vor 1914 nidrt allzuviele Leute Karten über-
haupt zu lesen verstanden. Das war beinahe eine Geheimwissensd-raft für Forsdrer,
Gelehrte oder Generalstäbler. Eine Ausnahme bildeten §Tandervögel, Pfadffnder
und andere unternehmungslustige Jugendlidre, die denn audr ziemlidr stolz waren
auf ihre kartographisdren Kenntnisse.

Diese wurden dann obligatorisdr für Millionen von Soldaten in zwei großen Kriegen.
Umgang mit Karten gehörte zur Ausbildung. Viete Soldaten lernten als Patrouillen-
gänger und Ridrtkanäniere, mit dem zweidimeasionalen Abbild der dreidimensio-
nalen Umwelt zu hantieren. Und etwas von dieser Fähigkeit blieb ihnen erhalten,
als nadlher im Frieden die halbe Mensdrheit vom Reiseffeber gepad<t wurde.

IdT behaupte, Die Landkarten geben dem Individualisten zahlreidre und vielfadr
nodr ungenutzte Möglidrkeiten. Mit ihrer Hilfe kann er sidr ein eigenes, ihm allein
gehörendes Reisevergnügen versdraffen. Und zwar ein dauerndes, das nidrt so leidrt
verblaßt und langweilt. Idr mödrte versudren, das zu erläutern. Dazu ftihle i& mich
berufen, weil idr - das ist natürlidr ein Glüd<sfall - seit Kindertagen in Pläne und
Atlanten vernarrt bin. Idr genieße sie ohne unmittelbar praktisdre Absidrten als

Lektüre, genau wie Büdrer. Im Laufe der Zeit merkte idr, daß sidr dieser Genuß
niemals abstumpfte. Und damit meine ich nun nidrt nur den sozusagen ästhetisd'ren
Genuß beim Studieren einer sauber gedrudcten Karte, sondern einen ganz beson-
deren geistigen Genuß. Von diesem vor allem will idr spred,en.

Da komme id, zunädrst auf einen Punkt zurück, den idr sdron flüdrtig erwähnte:
Die dreidimensionale §ü'elt wird auf der Karte in eine zweidimensionale verwan-
dett. Das ist nun merkwürdigerw€ise keine Verarmung, sondern ganz entsdrieden
ein Reiz, eine Bereidrerung.

Die Landkarte nämlidr bleibt immer ansdraulid'r, konkret. §7ir lesen sie gewisser-

maßen doppeltt Mit dem Auge und mit dem Verstande. Das untersdreidet den Vor-
gang vom Leserr eines Budres, eines Beridrts. Jede literarisdre Darstellung übersetzt
die sinnlidre Erfahrung in Gedanken. Eine Karte bleibt - was immer sie sonst ver-
mitteln mag - zugleidr ein konkreter Gegenstand der Betradrtung. Ja, man mödrte
sagen: Sie ist immer eine Art Kunstwerk; mandrmal ein stümperhaftes, sehr be-

*) Aus einem Vortrag im Zweiten Programm
Genehmigung des Autors.
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sdreidenes. Da sie aber die Natur verkürzt darstellt, da sie notwendigerweise aus-
wählt, vereinfadrt sie ihren Gegenstand und überhöht ihn zugleidr. Anders aus-
gedrüdct' Der Verzid,t auf eine Dimension wird ganz von selbst zu einem formen-
den Prinzip.

Tatsädrlidr wurden in früheren Zeiten Landkarten vielfadr als Kunstwerke auf-
gefaßt. Potentaten sdrenkten einander pradrwolle Kartenblätter, als seien es Ce-
mälde; und vielfadr wurden sie audr so ausgeführt. Heutzutage sind unsere Karten
sauber, klar und sadrlid,. §Terden sie als reine Nutzwerte gering geachtet? Das ist
sdrwer begreiflidr. Zahllose Gebraudrsgegenstände aller Art werden weit widrtiger
genommen, durdr Formgestalter entwicftelt, von Kulturbetradrtern kritisiert. Und
nun gar die Fotograffe, die uns unaufhörlidr mit medranisdr hergestellten Abbildern
der Umwelt versorgt. Sie wurde geradezu in den Rang einer, wenn audr minderen,
sekundären Kunstgattung erhoben; es gibt da ganze Theorien, es werden Ausstel-
lungen veranstaltet, Preise verliehen.

Dergleidren gilt nidrt für die Kunst der Kartographen, die dod'r Millionen von Men-
sdren vertraut sein müßte. §üroher kommt es, daß wir kaum eine lebendige Beziehung
zu diesen hödrst wunderbaren Gebilden entwid<eln? Darüber habe idr sdron oft
nadrgedadrt. Vielleidrt kommen wir der Sadre näher, wenn wir uns folgendes be-
wußt madrent

Beim Umgang mit Karten lassen sidr zwei gnrndverschiedene Haltungen beobadrten.

Der eine Mensdrentypus erlebt die §7elt immer gegenständlidl, audt wenn er das
Medium Karte benutzt. Vor seinem inneren Auge sieht er dann den Berg, die Stadt,
das Meer real; er übersetzt den Plan in erlebte §Tirklid.rkeit, oder wenn es sidr um
ihn trnbekannte Gegenden handelt, ergänzt er diese Vorstellungen aus irgendwo
gesehenen Bildern. Die lebendige, dreidirnensionale Umwelt bleibt beim Betradrten
der Karte das beherrsd'rende. Beispielsweise das gedrud<te Blau eines sees wird
unwillkürlidr, unbewußt zur'Erinnerung an wirklidr gesehenes §7asser. Für soldre
Menschen bleibt das Kartenbild im Grunde immer etwas fremdes. sie können oft
wenig mit einem Stadtplan anfangen, ehe sie die Straßen durdrwandert oder durdr-
fahren haben.

Der Gegentypus hingegen erinnert sidr beim Anblid< des Meeres audr immer ein
wenig an das sdröne Blau des Landkartenozeans. Er hat, bewußt oder unbewußt,
von Landsd'raften eine Art Planvorstellung, er nimmt die §7elt sozusagen karto-
graphisdr auf, mit Hilfe eines ihm angeborenen inneren Vermessungsgerätes. Kommt
sold'r einer in eine fremde stadt, dann studiert er bestimmt ,,roiidle Karte und
ffndet sidr dann leidrt zuredrt. Er erlebt die §ürlrklichkeit oft geradezu als Bestätigung
des Kartenbildes, Ein Vorgang, den sidr der andere Typus gär nidrt vorsteller lärrrr]

Idr hüte midr, eine Bewertu_ng auszusprechen. Idr nenne keineswegs die eine Sorte
naturnah, die andere naturfremd oder dergleidren. Die Dinge liigen sdrwieriger.
vielleidrt darf man von einem kartenfremden und einern- kartännahen Tyius
spredren, mehr nidrt. Ubrigens hat der Untersdried nidrts mit dem Ortssinn zu tunl
der in b_eiden Fällen_ gut oder sdrwad'r entwid<elt sein kann. Allerdings glaube idri
daß ein Kartenfreund mehr mit seinem Ortssinn anfangen kann.

Id'r bekenne mid'r entsdrieden zu dieser cattung; und zwar in so ausgeprägtem
Maße, daß idr oft nidrt nadr redrts oder links abbiege, sondern nadr ost Ja.. rü.rt.



Möglidrerweise hat dieser Typus eine Art absoluten Ridrtungssinn, der ungefähr

dem absoluten Gehör vieler Musiker entspridrt. Mit alledem will idr nur zeigen, was

für eigentümlidte Reaktionen beim Benutzen des bedrud<ten Kartenpapiers zustande-

kommen können.

Bisher plauderte idr mehr oder weniger nur von subjektiven Eindrü.l.en und Beob-

adtungen. Jetzt wird es etwas ernsthafter, wenn idt feststelle: Es gibt Gründe da-

für, daß viele Mensdren die Landkarte geringadtten. Ganz Unredrt haben sie damit

nidrt, denn genau geflommen sind alle Karten falsch. Eine votlkommene gibt es nidt
und kann es nidrt geben.

Das hängt mit der Kugelgestalt der Erde zusammen. Sie stellt dem Kartographen

eine Auf-gabe, die exakt nid,t zo lösea ist: Er soll die gekrümmte Erdoberflädre auf

die Kartenebene übertragen - und das ist nur annäherungsweise möglidl.

Dies Problem spielt bei jedem Straßenbau, bei jeder Crundstüd<svermessung eine,

wenn audr minimale Rolle. Ganz deutlich wird es aber, wenn große Gebiete dar-

gestellt werden sollen oder nun gar die gesamte Erde. Da muß der Hersteller ent-

idr.id.n, ob er winkeltreu oder fläd-rentreu verfahren will - beides läßt sidr nidrt
vereinen-. Deshalb wurden sdron viele Kompromisse entwid<elt. Um nur ein Bei-

spiel zu nennen: Die immer nodr beliebte \Teltkarte in der sogenannten Mercator-
Projektion zeigt uns die Erde als einen aufgerollten Zylinder. Dabei werden die

Pole zu Unien, die genau so lang sind wie der Aquator. Im hohen Norden und

Süden ersdreint atles riesenhaft vergrößert - Crönland ist da so groß wie Afrika.
Mandrerlei Korrekturen wurden ausprobiert, um wenigstens relativ widrtigere Ver-
hältnisse zu gewinnen. Dann aber geraten nadt den Kartenrändern hin ganze Erd-
teile sdrief und krumm. Von soldren Karikaturen ist jeder junge Mensdr sdron im

ersten Erdkundeunteridrt umgeben. Die Mängel werden ihm wohl erläutert - an

das verzerrte Abbild gewöhnt er sich dennoch.

Diesem Abbild lassen sidr nodr mandre anderen Unvollkommenheiten ankreiden.
Denken wir an die Höhenuntersdliede, die auf sämtlidlen Karten nur symbolisdr
wiedergegeben werden können. Einigermaßen präzise wird ein Verk allenfalls durdr
Schidrdinien nadrg.ezeidrnet - die aber sind nüdrtern, unansdraulidr. Plastisdter wird
die Sadrc durdr abgestufte Farbtöne oder Sdrraffierungen; die sind indessea aufs

Geratewohl hingesetzt, impressionistisch gleidrsam - da wird nun der quasi künst-

lerisdre Charakter der Kartographie vollends deutlidr.

Und warum audt nidrt? Sehen Sie, \[enn idr midr audr nidrt zu guterletzt in eine

Art Metaphysik der Kartenwelt verlieren mödrte, soviel will idr andeutenr Die
Geographie läßt sidr, wie alles in unserem Dasein, nidrt in perfekte Formen und

Formeln fassen. Landkarten vermitteln niemals eine absolute Vahrheit, nur eine

ungefähre. Sind sie vielleidrt deshalb so lebendig und beglüd<end?

Das sie beglüd<en können - darauf freilidr bestehe idr. Sie erregen viellerlei Emp-

ffndungen ir, ,,nr, Erwartung, Neugier, Sehnsudrt - lauter Antriebe, die das Lebens-

gefühl-steigern und verfeinern. Idr habe es in lebenslangem Umgang mit ihnen er-

fahren.
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,,Ohne lhr Zimmer zu ved,assen' durdrstrellen
sle dle ganze'Velt auf einer Karte; das kostet
sie kelnen Grosdren, und sie leiden dabei weder

. Kälte noö Hltze, weder Hunger nod Durst."

Mtguel de Cervantes

Die Herstellung von \ü/anderkarten

auf der Grundlage der Landeskartenwerke von Niedersachsen

Von Kartographenoberinspektor K I i e t z, Nds. Ministerium. des Innern

I . Normalausgaben und Sonderausgaben der Landeskartenwerke

2. Inhalt und Maßstäbe

3. Ted nisdre Herstellung
3.1. Redaktionelle Arbeiten
3.2. Herstellung der Originale

l. Normalausgaben und Sonderausgaben der Landeskartenwerke

l.l. Es ist als Teil der Landesvermessung eine Aufgabe des l:ndes Niedersadrsen,
die Landeskartenwerke herzustellen und fortzuführen (vgl. §§ I und 7 des Nieders,
Vermessungs- und Katastergesetzes)r).

,,De landeskartenwerke bestehen aus einheitlidr gestalteten Karter, weldre die
topographischen Gegenstände und Celändeformen des Landesgebiets in versdrie-
denen Maßstäben darstellen" (§ 9 Nieders. Vermessungs- und Katastergesetz).

1.2. Diese amtlidren Karten sind komplexe Karten, die mit ihrer Inhaltsfülle
und Inhaltsdidrte einem großen Benutzerkreis dienen und vielseitig verwendbar sind.
ln ihnen sind die topographisdren Cegenstände der Erdoberflädre dargestellt. Dabei
wird je nadr Kartenmaßstab ausgewählt, weldre topographisdren Gegenstände zur
Darstellung kommen. Die Art der Darsteltung ist im Musterblatt2) angegeben. Gleidr-
artige Anlagen (2. B. Straßen) werden je nad'r ihrer Bedeutung mehr oder weniger
stark hervorgehoben.

In Anbetradrt des allgemeinen öffendidren Interesses an den amtlidren Karterr, auf
die vielfadren §7ünsdre der Kartenbenutzer hin und sdrließlidr um die einmal auf
die Herstellung der Landeskartenwerke verwandte Mühe und die investierten
Kosten nidrt verloren gehen zu lassen, werden als Standardausgaben auller den

,,Normalausgaben" der Landeskartenwerke die Sdrummerungsausgabe (Sdr) oder
die Oro-hydrographisdre Ausgabe (OH) herausgegeben. Als Sonderausgaben
werden Ausgaben mit roten Fernsüaßen oder Ausgaben mit §flanderwegen her'
gestellt. Es ist eine unbedeutende Mehrarbeit, di.ese Sonderausgaben der [,andes-
kartenwerke herzustellen. So entstehen z. B. die \Tanderkarten - verglidren mit
der Herstellung der Landeskartenwerke - ohne besonderen zeidrnerisdren oder

r) Das Niedersädrsisdre Vemessungs- und Katastergesetz mit Kommentr, Sonderheft 5/1!57 der Nadt-- rldrten der Nleders. Vermessungs- und Katasterverwaltung.
s) z. B. Musterblatt fllr die Topographlsdre Karte 1 : 250o0, neubearbeitet und herausgegeben vom- 

l.andesvermessungsamt Nordrhein-W'estfalen, Bad Godesberg 1957.
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tedrnisdren Aufwand nur durch Betonung bestimmter Bildmerkmale (vgl. Nr' 2).

Auf §Tanderkarten bezogen bedeutet dies' Alle Straßen und §7ege, die den \7an-
derer interessieren, sind in den Landeskartenwerken in der üblidren sdrwarzen
Signatur bereits dargestellt. Sie werden durdr Farbaufdrudce nur noch besonders her-
vorgehoben. Mit dieser zusätzlidren kartographisdren Arbeit wird die Aussagefähig-

keir der Karte gesteigert und ihre Anwendungsmöglidrkeiten für diesen speziellen
Zweck werden verbessert. Mit dem Farbaufdrud< erleidrtert die Karte dem \üüan-

derer die Orientierung im Gelände.

1.3. Vanderkarten, als Sonderausgaben der Landeskartenwerke, sind teilweise im
Blattsdrnitt der Landeskartenwerke gehalten; um ein §flandergebiet auf einem

Dlatt gesd-rlossen darstellen zu können, haben sie häuftg aber auch einen von den

Landeskartenwerken abweidrenden Blattsdrnitt. Sie ersdreinen dann meist mit

,,angeschnittenem" Grundriß, d. h., die kartographisdre Darstellung geht bis zum
Papierrand. Es bedarf dann keiner besonderen Randbearbeitung, wie sie bei einer
Karte mit Begrenzung des Kartenbildes durdr einen Kartenrahmen erforderlidr
wäre. Die ,,angesd,nittene" Darstellung hat daneben audr für di,e Fortführung einer
\Wanderkarte Vorzüge, auf die idr hier jedoch nicht näher eingehen mödrte.

1.4. Vor der Herstellung neuer Sonderkarten und vor der Neuausgabe bereits vor-
handener Sonderkarten ist die Genehmigung des Nieders. Ministers des Innern ein-

zuholen (vgl. Erl. v. 5. 8. 1964 - I/4 (Verm) - 240A - I (GültL 148i55) und
344.5 ADA-Verm). Dafür sind tedrnisdre wie wirtsd'raftliche und audr haushalts-

redrtlidre Gründe maßgebend.

Ergänzend ist dazu zu bemerken, daß die bisher unter dem Begriff ,,Sonderkarten"
zusammengefaßten Karten erstmals mit Erlaß vom 3. 3. 1965 - I/4 (Verm) - 2636

- lll - (GültL 1491109) - (Verzei&nis der Landeskartenwerke von Nieder-
saclsen) in

Sonderausgaben der Landeskartenwerke und
Sonderkarten

gegliedert worden sind. Entspredrend ist daher der Erlaß vom 5.8.1964 auszulegen,
d. h., audr bei der Herstellung neuer und bei der Neuausgabe bereits vorhandener
Sonderausgaben der Landeskartenwerke ist die Genehmigung des Nieders. Ministers
des Innern einzuholen.

1.5. Da die §Tanderkarten in allen Ländern der Bundesrepublik eine erhebliche
ßedeutung erlangt haben, hat die Arbeitsgemeinsdraft der Vermessungsverwaltungen
der Länder der Bundesrepublik Deutsdrland (AdV) sich mehrfadr mit der Heraus-
gabe von §Tanderweg-Ausgaben der topographisdren Karten befaßt und auf ihrer
41. Tagung vom 28. bis 30. Mai 1968 in Fulda die vom Arbeitskreis Kartographie
erarbeiteten Zeidren für \Tandenveg-Ausgaben zur Einführung empfohlen. Diese
festgelegten und in den einzelnen Bundesländern jetzt einheitlidl verwendeten
Signaturen solten als Anhang den Musterblättern beigegeben werden. Audr hier
zeigt sidr wieder einmal ,,die rVirksamkeit dieser fadrlidren Zusammenarbeit in
demokratisdrer Form" 1).

r) rSl. ,Karggnqestaltung und Kartenentwurf" - Niederdollendorf 1962, Bertdlt der Arbeitsgruppe
Topographisdre Karten von E. Tosdrinski, S. 125f.



2. Inhalt und Maßstäbe von Vanderkarten

2.1. \fanderkarten enthalten neben dem vollständigen Inhalt des betr. Kartenwerks,
aus dem sie abgeleitet worden sind, weitere Ergänzungen, besonders

Farbaufdrud<e der \7'anderwege und ggf. weitere Farben zur besonderen Be-

tonung von Bodenbewad'rsun gsfl ädT en (\7ald, Heide, §Teinberge usw. ),
Topographisdre Enzelzeidren (Aussidrtspunkte, Haltestellen, usw.),

eine erweiterte lrgende,
ggf. auf der Rüd<seite erläuternden Text und graphisdre Darstellung,

ggf. auf dem Titelblatt eine Verkehrsübersidrt mit den Umrissen des §[ander-
gebietes (2. B. eines Naturparks).

2.2 In Niedersadrsen gibt es z. Zt. folgende §/anderkarten'

Auf der Grundlage der Topographisdren Karte 1 : 25 000 die §Tanderkarten

Hitzad<er und Umgebung und

Harburger Berge;

auf der Grundlage der Topographisdren Karte I : 50 000 die \üTanderkarten

Natursdrutzgebiet Lüneburger Heide (Natursdlutzpark)1),

Naturpark Südheide,

Neuenhaus2),

Osnabrüd<z),

Rotenburg (Han.);

außerdem sind in die Umgebungskarten von ,,Bad Pyrmont" und ,,Ckittingen" (je-
weils im Maßstab I : 25 000) \Tanderwege eingezeidrnet worden.

2.3. Nad dem klaß des Neders. Ministers des Innern vom 5. 8. 1964 (vgt. 1.a)
soll derr Umgebungs-, Kreis- und \Tanderkarten möglidrst die Topographisdte Karte
1 : 50 00O zugrunde gelegt werden. Diese moderne Karte erfiillt die Fordenrngen,
die heute von Kartenbenutzern an eine gute Karte gestellt werden, nämlidt genau,
übersidrtlidr gegliedert und bei dem hohen Informationsgehalt gut lesbar zu sein.
Darüber hinaus ist sie für den Kartenlaien nodr nidrt zu stark generalisiert.

3. Tedrnisdre Herstellung

Die Tedrnisierung und Rationalisierung bei d,er Herstellung der lJndeskartenwerke,
besonders aber die Trennung der einzelnen Kartenelemente in Grundriß, Sdrift,
Gewässer, Gelände, Vegetation usw. auf maßhaltigen transparenten Originalträgern
erleidrtert audr die Herstellung von \(Ianderkarten und anderen Sonderausgaben.

3.1 Redaktionelle Arbeiten

Die Gemeinden uncl St'ädte, die Landkreise als Träger der Naturparks in Zusammen-

vgl. Heft 2/1965 S. 72, Dr. Kost: ,,Der Natursdrutzpark Lüneburger Heide im modernen topo-
graphischen Kartenbild 1 : 50 000',
im Blattsdrnitt der TK 50.

r)

2)



arbeit z. B. mit dem Verein Natursdrutzpark e.V., Heimawerbände und §ü'ander-

vereine sind Antragsteller von'§7'anderkarten.

In den meisten Fällen stellen sie aus ihren Unterlagen auf Einzelblättern oder zu-
sammengeklebten Drud<en (Montagen) den Verlauf der §üanderwege und die Lage

der zusätzlidr hervorzuhebenden topographisdren Einzelzeidren dar (2. B. Sdraf'
stall, Bienenzaun), sie gliedern die \Tanderwege (2. B. in Hauptrntanderwege, Rund-
wanderwege usw.), geben die Funktion von topographisdren Einzelzeidren an (2. B.

Bushaltestelle, Pension, Hotel usw.), liefern die Textbeiträge und übernehmen da-

mit einen Teil der redaktionellen Arbeiten.

Die übrigen redaktionellen Arbeiten (Enrwurfsarbeiten) besdrränken sidr dann -nadr Abspradre mit dem Antragsteller und im Ansdrluß an seine Vorarbeiten -
darauf, Maßstab und Blattsdrnitt festzulegen, eine Sclriftvorlage (Sdrriftmanuskript)
zu erstellen und die voraussidrtlidren Kosten in einem Kostenvoransdrlag zu er-

mitteln.

Maßstab
Für §Tanderkarten ist grundsätzlich der Maßstab 1 : 50 000 und damit die Topo-
graphisdre Ka,rte 1 :50000 vorzuziehen (s. Nr. 2.3). Die Topographisdre Karte
I : 25 000 ist für zwei \tr(randerkarten ausnahmsweise nur gewählt worden, weil bei
der §(/anderkarte Hitzad<er dieser Maßstab wegen besonderer Verhältnisse aus-

drüddidr gewünsd'rt wurde und bei der \üüanderkarte Harburger Berge der Maflstab
1 : 50 000 für das dicht besiedelte und mit einem engmasdrigen \üüanderwegenetz

üb,erzogene Gebiet zu klein gewesen wäre.

Blattschnitt
Beim Festlegen des Blattsdrnitts sind außer der Ausdehnung des \Tandergebietes,
Orte und Verkehrslinien am Kartenrahmen, Stellung des Titels (einsd'rl. Legende)
sowie die Falzung der Karte zu berücksidrtigen.

Vorlagen
Exakte kanographisdre Vorlagen, die für die Herstellung der l.andeskartenwerke
oder einer Sonderkarte unerläßlidr sind, werden für die Bearbeitung einer'§üander-
karte grundsätzlidr nidrt benötigt. Die bereits erwähnten Drucke oder Montagen
genügen dem Bearbeiter in der Regel als Vorlage bei der Herstellung der Originale.

Eine sorgfältige Prüfung bzw. Uberarbeitung der Vorlage kann aber besonders
dann notwendig werden, wenn von den Antragstellern §üanderwege aufgenommen
worden sind, die stred<enweise in der topographisdren Karte ohne §7'egresignatur
vedaufen oder wenn \üTanderwege in eigener Manier des Antragstellers gezeidrnet
worden sind, d,ie dann nodr in den endgültigen Zeidrcnsdrlüssel umzusetzen sind.

Kostenvoranschlag
In einem Kostenvoransdrlag werden d,ie voraussidrtlidren Kosten für die Herstellung
der \ü(anderkarte ermittelt und der Preisvo,rsdrlag erredmet. Es muß sidrergestellt
sein, daß der Verkauf der beabsidrtigten Auflage die Herstellungskosten für die
§fanderkarte ded<t. Es sei nodr betont, daß die Kosten für die Herstellung der



Landeskartenwerke bis zur drud<reifen Vorlage in diesem Kostenvoransdrlag nidrt
enthalten sind.

3.2. Die Herstellung der Originale

3.2.1 . Bei der Herstellung der Originale ist zu unterscheiden zwischen 
'

Montage, Umkopie und Retusd-re der ,,topographisdren Grundlage",
Zeichnung der \(/anderwege usw. (s. Nr. 2.1),

Mehrfarbenkopie und Korrekturlesung,

Drud<, budrbinderische Verarbeitung und Vertrieb.

3.2.2. Aus den Originatren der betr. Blätter der top. Karten sind zunädrst maß-
haltige Filme aller Kartenelemente (Grundriß, Gewässer, Gelände, Vegetation usw.)
in gewünsdrter Größe zu kopieren.

Die zum Grundriß gehörenden Aussdrnittkopien, die im Lidrtsatzgerät abgesetzte
Sdrrift und der Titel (soweit dieser mit auf der Vorderseite der Karte gedrud<t wird),
Impressum und die Auszüge aus der Zeidrenerklärung werden jetzt auf einen Bogen
Astralon montiert. Außerhalb des Kartenbildes sind noch vorgefertigte Paßmarken
aufzukleben, die das Einpassen der anderen Farben für alle kopier- und drud<-
tedrnischen Arbeiten erleidrtern.
Iü(/anderkarten in einem von den Landeskartenwerken abweichenden Blattsdrnitt
erhalten meist nur einen Auszug aus der Zeidrenerklärung, der nur die Signaturen
und topographisdren Einzelzeidren enthält, die in der Karte vorkomrnen. Der
Kartenbenutzer soll nicht durdr zu viele Angaben in der Zeichenerklärung verwi,rrt
werden. Blidcfang sollen die Teile der Zeichenerklärung sein, die ihn als §[anderer
interessieren.

Diese ,,Grundriß"-Montage wird umkopiert, d. h. aus der seitenridrtigen Montage
wird kopiertedrnisdr ein seitenverkehrtes Original gewonnen, das durdrgesehen
und retusdriert (besonders zu erwähnen ist hier die ,,Nahtretusdre"), Unterlage ftir
die Mehrfarbenkopie und später dann audr für die Druckplattenkopie ist.

Auf die gleidre Veise, nämlidr durdr paßgenaue Montage und Umkopie, werden
audr die übrigen Originale, die die topographisdre Grundlage der neuen §Tander-
karte bilden, gewonnen.

3.2.3. Die nodr fehlenden Farbplatten (als Beispiel hier: rote und violette \üTander-

wege mit jeweils entspredlenden Signaturen und Sdrriftzusätzen) werden wie folgt
hergestellt'

Für jede Farbe - hier also rot und violett - wird von dem Grundrißoriginal eine
Blaukopie auf Astralon, als sog. ,,Anhaltskopie" erstellt. Auf einer dieser Blaukopien
werden nun mit folienlösender sdrwarzer Tusdre nadr der Vorlage (3.1) zunädrst
die roten §Tandenvege gezeidrnet. Die Konturen von Straßen, §7egen usw. lassen
sich auf der Blaukopie beim Zeidr,nen gut einhalten.

Der Vorzug der Blaukopie, für aktinisdres Lidrt unwirksam zu sein, ist allgemein
bekannt. Nadr der Urnkopie der fertigen Zeidrnung entsteht das seitenverkehrte
Original der rüTanderwege (der blaue Grundriß kopiert nidrt mit).
Auf einer weiteren Blaukopie, ggf. mit untergelegtem Origirral der \§Tanderwege,
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werden Sdrriftzusätze, Legendenteile und topographisd're Einzelzeidren, dle in rot
ersdreinen sollen, montiert. Sie stehen auf dünnen Filmen, die auf eine beidseitig
klebende Folie aufgetragen, dann ausgesdrnitten und nadr der Vorlage placiert wer-
den. Dese Montage wird ansdrließend in das Original der \üTanderwege einkopiert.
Alle §(ege, Signaturen, Sdrrift und Legendenteile, die in rot gedrud(t werden sollen,
stehen damit auf einem Original.
\Wenn dlie An- und Durd'rfahrtsstraßen in einem gerasterten Violetton, die Runtl-
wanderwege dagegen in ein,em violetten Vollton ersdreinen sollen (wie bei der
§Tanderkarte ,,Natursdrutzgebiet Lüneburger Heide"), dann sind je für sidr die
An- und Durdrfahrtsstraßen und die Rundwanderwege auf einer Blaukopie zu
zeidrnen. Zunädrst werden jedodr die Rundwanderwege (Vollton) gezeidrnet und
umkopiert, dann werden die An- und Durd'rfahrtssffaßen gezeidrnet und kopier-
tedrnisdr gerastert.

Diesen Arbeitsgang mödrte idr etwas eingehender sdrildern' Die An- und Durdr-
fahrtsstraßen sind, wie alle Straßen, zunäd-rst als voll gedecftte Lin,ien zu zeidrnen.
Das seitenverkehrte Astra.lon mit den bereits aufkopierten Rundwandem'egen wird
gereinigt, erneut besdridrtet und unter dem Farbdecker mit den An- und Durdr-
fahrtsstraßen belidrtet. Bei dieser Belidrtung werden die zeidrnungsfreien Teile
,,gehärtet", d. h., die Sdr,idrt wird unlöslidr gegen Entwidderlösungen. Lidrtempftnd-
lidr, da lidrtundur&lässig, bleiben dagegen die Partien unter dem Farbded<er, also

die gezeidrneten An- und Durdrfahrtsstraßen. Der Farbded<er wird nun entfernt
und das besüidrtete und einmal belidrtete Astralon wird unter einem entspredren-
den Raster erneut belidrtet. Das durd-r den Raster hindurdrfallende Lidrt härtet
die bei der ersten Belidrtung unter dem Farbde&er lidrtempftndlidr gebliebenen
Stellen; die unter dem Raster unbelidrtet (lidrtempftndlich) gebliebenen Stellen
werden entwid<elt. Ansüließend wird die Kopie sd-rwarz eingefärbt und unter
fließendem '§Tasser entsdridrtet. Das riflasser löit die gehärteten Bestandteile der
zeidrnungsfreien Stellen (Leerfläcfien) leidrt heraus. Die fertige Kopie zeig die An-
und Durdrfahrtsstraßen gerastert, die Rundwanderwege in Vollton.
Z.wed< der Rasterung ist hier, die Flädren der An- und Durdrfahrtsstraßen in Drud<-
elernente zu zerlegen, damit in einem Drud<gang Farbtonabstufungen, je nadr §ürahl
des Rasters, erreidrt werdenl).
Sdrriftzusätze, Legendenteile und ggf. topographisdre Einzelzeidren werden ebenso
montiert und in das Original kopiert, wie dies bei der Herstellung der ,,Rotplatte"
besdrrieben worden ist.

3.2.4. §üenn alle Originale vorliegen, so wird - meist auf opakweißem Astralon -eine Mehrfarbenkopie hergestellt. Sie d,ient zur Korrekturlesung und eignet sid.r
besonders gut zum Prüfen der Paßgenauigkeit.

3.2.5. Bei der Herstellung der Originale sind die kopier- und drucltedrnisdren Ver-
fahren in der Landesvermessung zu berücksidrtigen. Als Vortagen für die Drud<-
plattenkopie sind seitenverkehrte Originale erforderlidr. Auf der Drud<platte er-
sdreint das Bild seitenridrtig, wird während des Drud<ganges seitenverkehrt auf das
Cummitudr übertragen (daher audr für den Offsetdrud< die Bezeidrnung ,,indirek-

1) vgl. Handbuch der Vermessungskunde, Band I a, von Dr.-Ing. V. Bed<, Stuttgart 1967, S. l:,4f .
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tes Drud<verfahren") und steht sdrließlidr seitenridrtig auf dem Landkarteapapier.
Als Drud<platten werden heute meist sog ,,Enmal-Drud<platten" aus Zink oder
Aluminium und Me*rrsdridrtenplatten verwendet. Die Zink- und Aluminiumplatten
sind besoriders zu behandeln, d. h., die durdr die Entwiddung freigelegten Stellen
(Zeidrnungsstellen) werden durdr einen Lad<auftrag feufreudlg gemacht, damit siedie
Drud<farbe gut annehmen und die Drud<farbe gut auf ihnea haftet. Die zeidrnungs-
freien Stellen werden so präpariert, daß eine gute §Tasserführung gewährleistet ist.

Kopien auf Mehrsdrichtenplatten werden mit einem Spezialpiäparat behandelt, das

das freigelegte Kupfer (Zeidrnungsstellen) sehr farbfreudig macht. Die wasser-
freudige Chronr,oberfl ädre bedarf keiner besonderen Behandlung.

Der Drud< ist s&ließli& die Endstufe vieler Arbeitsgänge, die zur Herstellung der
§Tanderkarte erforderlidr sind. De Drud<masd'rine (Of f set- Rotationsmasdrine) wird
zunächst ,,eingeridrtet". Hinter diesem treffenden Fadrwort verbergen sidr viele
Arbeitsgänge, wie z. B. das Einstellen der Masdrine auf das betreffende Format
(Anleger, Ausleger, Feucht- und Farbwerk), das Einspannen der Druckplatte auf den
Druckplattenzylinder, das ridrtige Einrücken des Druckbildes auf den Drud<bogen
und audr auf die anderen Farb,ea sowie das Einstellen der Feudt- und Farbwalzen.
§flalzen und Farbe müssen sidr erst ,,einlaufen", daher werden, bevor die eigentlidre
Auflage durdl die Masd'rine läuft, einige Makulaturbogen verdruckt.

Die gedrud<te rüTanderkarte wird sdrließlidr besdrnitten, in einer Falzmasdrine vor-
gefalzt bzw. gefalzt und dann für den Verkauf durdr Kartenvertrieb, Kataster-
ämter und den Budrhandel bereitgestelk.

Mit der Bekanntmadrung im Nieders. Ministerialblatt und mit der Aufnahme in das

Verzeidrnis der landeskartenwerke von Niedersadrsen wird die Offentlidrkeit auf
die neue §Tanderkarte hingew,iesen.

Literatur
Das Nieders. Vermessungs- uDd Katastergesetz mit Kommentar, Sonderheft 5/1967 der NaüridrteB der
Niedersäösisdren Vermessungs- und Katasterverwaltung.
Die Hausleiter Kqpierteönik, April 1962.

Handbudr der Vermessungskunde, Band I a, von Dr.-Ing. W. Be&.
Kartengestaltung uBd Kartenentwurf, Niederdollendorf 1962, E. Tosöinski.

Hinweise für die Verwendung von Zeidten- und Lidrtpausfolien

Von Vermessungsoberinspektor B ern h ard H orst
Nieders. Landesverwaltungsamt - Landesvermessung -

Bei Katasterämtern ist rnir bereits wiederholt die Frage gestellt worden, wie Zeidren-
und Udtpausfolien am zwed<mäßigsten zu behandeln und zu verwenden sind, so

daß es sidrer nidrt nutzlos ist, hierzu eine Ubersidrt zu veröffentlidren.

Von dem vielfältigen Angebot der versdriedenen Hersteller habe ich die gebräudr-
lichsten und zwed<mäßigsten Zeichenfolien und Lidrtpausfolien ausgewählt.

§7enn diese Folien sinnvoll und mit Sadrkenntnis verwendet werden, ergeben sich

erheblidre Einsparungen an Arbeitszeit. Die höheren Materialkosten dieser Folien
sollten in Kauf genommen werden.
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Stadtsanierun g und Stadtentwicklun g

Sind die Forderungen der Praxis erftillt a

tserid'rt über die Veranstaltung des Deutsdren Vereins für Vermessungswesen,

Landesgruppe Nordrhein-§Testfalen, und des Instituts für Städtebau, S'iedlungs-

wesen und Kulturted'rn,ik der Universität Bonn, gemeinsam rnit dem Flaus der Tedrnik
e.V. Essen im Haus der Tedrnik am 20. November 1969.

Von Vermessungsoberrat Dpl.-Ing. H. S c h u m a c h e r , Katasteramt Auridr

Bodenreform und Stlidtebau

Prof. Dr.-lng. \[. Bonczek

Entwurf eines Städtebau- und Gemeindeentwidclungsgesetzes.

Beridrt über den Stand des Gesetzgebungsverfahrens.
Ministerialdirektor Prof. Dr. Zinkahn, Bundesministerium für §Tohnungswesen und
Städtebau, Bonn.

Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf

a) aus der Sicht der Crundeigenttimer
Syndikus \fl. Streit, Haus- und Grundeigentümerverband Essen,

b) aus der Sidrt der Sanietungsträger
Stadtbaudirektor a. D. P. Urban, Rheinisdr-\7estfälisdre \üohnstätten AG,
Essen,

c) aus der Sidrt der Gemeinden
S. Stanke, Leitender Stadtvermessungsdirektor, Dortmund

Diskussionsleitung,
Prof. Dr.-lng. E. Gassner

§7eldr großes Interesse dem o. a. Thema aus Fadrkreisen entgegengebradrt wird,
beweist die Tatsadre, daß der Leiter der Tagung, Professor Dr. Bonczek, weit über
6OO Tagungsteilnehmer begrüßen konnte. Mit nicht nadrlassender Aufmerksamkeit
verfolgten die Zuhörer die nur von einer kurzen Mittagspause unterbrodrenen Vor-
träge. Die Zahl der Vorträge (4), die Fülle des Stoffes und der Probleme ließen für
eine frud-rtbane Diskussion nur wenig Zeit übrig.

Prof. Dr. Bonczek spradr über ,,Bodenreform und Städtebau" und sdr,ilderte zu-
nädrst die Entwiddungsphasen des Städtebaues, um dann seine bodenreformerisd'ren
Anli,egen vorzutragen. Die Bodenfreiheit unter dem Einfluß des Liberalismus im
19. Jahrhundert sei die Ursadre für die heutigen Sanierungstatbestände. Erst nadr
dem \Teltkrieg 1914-18 habe man den Srädtebau als sozialpolitisdre Aufgabe er-
kannt. Die Auswirkungen waren jedodr nur in den Siedlungen am Rande der Städte
spürbar. Nach dem Zweiten §(reltkrieg hieß die Parole' Viederaufbau um jeden
Preis, um \üflohnungen zu sdraffen. Charta von Athen' Aufgliederung der Städte
nach ihren Funktionen. Resultatr Langweilige, bodenfressende Siedlungsgebiete.
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Urbanes l,eben konnte nid-rt rnehr entstehen. Heute heißt d,ie Forderung: Urbanität
durdr Verdidrtung. Der Referent forderte, nur eine gesunde Verdidrtung im Sinne
der Grundsätze des §Teinheimer Gutadrtens zu propagieren, nidrt eine Verdidrtung
um jeden Preis. Der Mensdr dürfe nidrt zum ,,Höhlenbewohner eines Betonmonu-
mentes" gemadrt werden. Audr die Heilung eines ganzen Landsdraftsgebietes, z B.

die Erneuerung d'er Stadtlandsd,aft ,,Ruhrgebiet", sei Sanierung. Es wurde grund-
legend herausgestellt, daß der Cedanke einer sozialen Gesellsdraftsordnung sidr bei
der Reform des Eigentums an Grund und Boden nodr nidrt voll ausgewirkt habe.
Die Bodenfrage könnte erst dann gelöst werden, wenn der in Art. 14 GG statuierte
Gedanke des sozialgebundenen Eigentumsbegriffs in der Praxis voll zum Tragen
komme. Der Besdlluß des Bundesverfassungsgeridrts vom 12. 1. 1967 sowie das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 18. 12. 1968 (Hamburger Deidrgesetz)
wurden für die Bemühungen um eine Bodenredrtsreform als besonders bedeutsam
herausgestellt. Danadr sei es nidrt mehr erforderlidr, die Entsd-rädigung stets nadr
dem Marktwert zu bemessen. Dese Deutung müßte bei der bod'enreformerisd.ren
Gesetzgebung Berüd<sidrtigung ftnden. Der Vortrag gipfelte in 5 Thesen, durdl die
die bodenreformerisdren Aufgaben im Städtebau einer Lösung zugeführt werden
könnten.

1. Anderung der Bewertungsmethode durdr Novellierung der ss 141 ff BBauG. Nadr
Auffassung von Dr. Bonczek entfällt nadr dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerid, ts vom 18. 12. 1968 drie Notwendigkeit, den Verkehrswert mit dem Markt-
wert zu identiftzieren. Das Vergleidrswertverfahren (Verordnung vom 17. 8.
1961) führe ebenfalls zum Marktwert. Daher s.eien neue Vorsdriften zur Er-
mittlung von Verkehrswerten für bebaute und unbebaute Grundstüd<e zu
fordern. (Die wesentlidre Aufgabe der Cutadrteraussdrüsse ist aber, den Markt
transparent zu madren. Am Markt ist die Offentlidrkeit interessiert. Das Ver-
gleidrswertverfahren ist die besondere Stärke der Gutadrteraussdrüsse, da sie
über reidrlidres Material von verkauften Vergleidrsgrundstüd<en verftigen. M. E.
sollte der Hebel an anderer Stelle angesetzt werden. Der Berid-rterstatter.)

2. Eind'ämmung der Bodenwertsteigerung bei der Stadtsanierung und Stadtent-
widclung.

Unterbindung des Sanierungs- und Entwicllungsgewinnes zu einem möglidrst
frühen Zeitpunkt durdr Erweiterung der Bodenordnungsmittel, sowie durdr ein
verbessertes Enteignungsverfahren, das z. B. die Einleitung des Verfahre,ns vor
Redrtskraft des Bebauungsplanes und die Loslösung der Entsdr:idigung vom
Marktwert ermöglichen sollte. Das Mi,ttel der städtebaulidren Enteignung sei
zur Zeit fast wirkungslos, da die spekulativ überhöhten Preise von den Geridrten
als Verkehrswert angesehen würden.

3. Erweiterung der Baulandumlegung.

Die Zuteilung der neuea Baugrundstüd<e in Sanierungsgebieterr sollte nidrt
sdrledrthin als landzuteilung verstanden werden, sondern müsse nadr den über-
geordneten Zielen der Neuordnung dieser Gebiete erfolgen. Dazu gehören
Baugebote für die zugeteilten Grundstüd<e und die Möglidrkeit, Umlegungs-
betoiligte mit Ersatzgrundstticften außerhalb des Umlegungsgebietes zu be-
friedigen.
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4 ErweiterungdesErschließungsbeitragssystems.

unter Hinweis auf die Möglidrkeiten, die durch das Preußisdre Ansiedlungs-

gesetz vom 10. 8. 1904 gegeben warenr forderte Dr. B. eine bessere Lasten-

ierteilung im Hinblid< 
"uf 

äi. durdr die Aufsd-rließung entstehenden Vorteile.

Der Enrwicklungsgewinn an Grund und Boden verbleibt zjot Zeit dem Eigen-

tümer. Die Gen einde muß jedodr die Kosten für die äußere Erschließung und

für die Folgeeinridttungen wie Schulen, Gemeindehäuser, ,Erholungseinlrdr-
tungen usw. tragen. Bisher sind nur Kosten für die Ersdrließungsanlagen bei-

trag:sfähig, die dÄr Nutzung der Bauflächen entspredrend den bauredrtlidren Vor-

sdrriften dienen.

5. Mitfinanzierung der Stadtsanierung durdr Bund und Länder.

Der Kapitaleinsatz je Hektar neues Netto-Bauland liegt zwisdren 4-6 Mio DM.
Hinzu iommen die unrentierlidren Kosten (Grunderwerbskosten, Abbrudr-

kosten) in Höhe von l-2,5 Mio DM pro Hektar. Darüber hinaus sind Kosten

für die äußere Ersdrließung aufzubringen. Die z. Zt. gtiltigen §flohnungsbau-

förderungsbestimmungen .äidle, nidrt aus, alle Betroffenen mit neuen tVoh-

nungen i,, tragb".en Mieten zu versorgen. §Tohnungsbaumittel sollten in Sanie-

run[sgebieten nidrt an das Jahreseinkommen der Betroffenen und niciht an eine

besirimte Cröße und Qualität der \tr(/ohnungen gebunden werden. Nidrt nur der

\Tohnungsbau, audr neubaubetroffene Betriebe sollten mrit günstigen Krediten

unterstütt werden. Den Gerneinden sollte durch ein langfristiges Finanzierungs-

programm von Bgnd und Hndern geholfen werden. Der Bund sollte 50 o/0, das

L"rä und die Gemeinde zusammen ebenfalls 50 0/o der entstehenden Kosten

tragen.

Dr. Bonczeks bodenreformerisdre, städtebaulidre Konzeptionen beruhen auf dem

Prinzip, das private Eigentumsredrt zwar weitgehend zu erhalten, das Verfügungs-

reclrt dagegen zum §flohle der Allgemeinheit einzusdrränken'

Professor Dr. Znkahn beridrtete über den Stand des Gesetzgebungsverfahrens.

Die Diskussionen über das Städtebauförderungsgesetz sind soweit fortgesdrritten,
daß man sidr ein g ist, die Beratungen kutz zu fassen und das Gesetz zu einer zügi-

gen alsbaldigen Verabsdriedung dem Parlament zuzuleiten.

,,Städtebau- und Gemeindeentwicklungsgesetz" sei ein Arbeitstitel. Die endgültige

tlbersdrrift liege noch nidrt fest. Ubereinstimmung liege nunmehr in allen entsdrei-

denden Fragen vor. Der bisherige Gesetzentwurf vom 2. 10. 1968 sei gesffafft wor-
den. Aus verständlichen Gründen konnte der Referent über die Abweidrungen des

neuen Entwurfs gegenüber dem Entwurf vom 2. 10. 1968 nur Andeutungen madren

bzw. seine eigene Meinung äußern.

Es sei die Ausweitung des Begriffes ,,Sanierung" im Hinblid< auf die Verkehrsverhält-
nisse zu erwarten. Vorbereitende Untersudrungen und Stellungsnahmen (§ 4) sollten
nidrt normativ notwendig sein. Die Befragung der Beredttigten in einem so frühen
Zeitpunkt ersd'reine fragwürdig. \X/idltig sei aber die Befragung der Träger öffent-
lidrer Belange. Diese sollten angehalten werden mitzuteilen, weldre Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden können. Der Anregung des Bundestages, den Sanierungs-

besdrluß öffentlidr auszulegen und den Betroffenen Gelegenheit zu geben - wie
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bei den Bauleitplänen -, Bedenken und Anregungen vorzubringen, dürfte vermut-
Iidr ni&t entsprodren werden. Der Sanierungsbesdrluß gleidre seinem Charakter
nadl eher der Veränderungsspeffe. Der Bundestag hatte weiterhin angeregt, eine
sdürfere Trennung zwisdren Ordnungsmaßnahmen und Baumaßnahmen vorzu-
sehen. Diese Anregung wird befolgt. De Ordnungsmaßnahmen sind Aufgabe der
Gemeinden, die Baumaßnahmen sollten den Eigentiimern überlassen bleiben. Die
Sanierungsbetroffenen zu zwingen, audr gegen ihren Villen in einem Sanierungs-
verband sidr zusammenzusdrließen und zusammenzuarbeiten, wird als problema-
tisdr angesehen. Falls Betroffene nidrt freiwillig mitwirken wollen, müßter die Ge-
meinden tätig werden. Die bisherige Fassung des § 15 (1) könne als Fludrt des
Cesetzgebers bezeidrnet werden. Eine Bezugnahme auf Art. 14 GG genüge nidrt.
Die Frage der Entsdrädigung soll ähnlidr wie bei der Enteignung gelöst werden. Bei
der Festsetzung der Enteignungsentschädigung bleiben die Vorwirkungen der Ent-
eignung unberüd<sidrtigt. Für die Qual,ität, die das zu enteignende Grundstüd<
hatte, ist der Zeitpunkt des Aussdrlusses von der konjunkturellen Entwicklung
maßgebend. Daher dürfte folgende Fassung Aussidrt haben, angenommen zu
werden, ,,... nur insoweit berüd<sichtigt, als der Betroffene die rVerterhöhung
durdr eigene zulässige Maßnahmen bewirkt hat. Allgemeine §Terterhöhungen sind
zu berüd<sidrtigen."

Da Härten dennodr möglidr sind - man denke an einen alten Handwerksmeister,
der wohl nodr im alten Betrieb arbeiten kann, dem aber die Finanzierungs- und
sonstigen Voraussetzungen fehlen, in einem Neubaubetrieb weiterzuarbeiten -,soll ein Härteausgleidrsfonds aus Sanierungsmitteln gesdraffen werden. Eine all-
gemeine Reprivatisierungspflidrt wird der neue Entwurf wahrsdreinlidr nidrt mehr
enthalten. Im Hinblid< auf weitere Sanierungsmaßnahmen ist der Besitz von Grund-
stücken in der Hand der Gemeinde oft zweckmäßiger. Das gemeindliche vorkaufs-
red'rt soll erhalten bleiben, es soll jedodr abgewendet werden können, wenn die
Cewähr besteht, daß der Erwerber die Sanierung selbst durdrführen kann. Man
beabsidrtigt, die Kostenerstattung für die Anderung der Einridrtungen der öffent-
lidren Versorgung neu einzuführen, die durdr die sanierung notwendig werden.
Der Absdrnitt über die Sanierungsträger und -berreuer soll gestrafft werden. Die
§7ahl des Sanierungsbetreuers soll keinen Besdrränkungen unterliegen. Uber die
Entr,vid<lungsm.aßnahmen faßte sidr der Referent relativ kurz. Die bisherige Fassung
des Begriffs ,,Entrrid<lung" wird als zu weit empfunden. Entwiddungsmaßnahmen
sollten nur soldre sein, die der Verwirklidrung raumordnender Ziele dienen. Die
Landesregierung solle über den Standort und die Dringlidrkeit entsdreiden. Die
Förderung durdr den Bund war im bisherigen Entwurf zu knapp geregelt. Der Bund
müsse sidr sfärker beteiligen. Bis 1973 soll der Bund den L,ändern Finanzhilfe ge-
währen. Der Bund soll verpflidrtet werden, von 1974 an jährlidr einen bestimmten
Betrag zur Verfügung zu stellen. Es soll ein Programm zwischen Bund und Ländern
zur Verteilung der Gelder enrwid<elt werden. Das Land, nidrt der Bund, soll den
Cemeinden d,irekt helfen. Der Bund soll darüber hinaus wie bisher Mittel für Bei-
spielvorhaben bereitstellen.

Die Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf aus der Sidrt der Crundeigentümer trug
der Syndikus §7. Streit, Essen, vor.

Streit hat den Eindrud<, daß die sdrnelle Verabadriedung des Städtebauförderungs-
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gesetzes gerade von denjenigen besonders stark gefordert würde, denen die Pro-
bleme des St'ädtebaues am wenigstens bekannt seien.

Die Bedenken der privaten Haus- und Grundeigentümer gegen den bisherigen
Gesetzenrwurf liegen zunädrst auf formalredrtlidrem Gebiet, weil .in einigen Para-

graphen untersdriedlidre Redrtsstellungen für G,rundstüd<seigentümer innerhalb und

außenhalb des Sanierungsgebi,etes vorgesehen sind. Die weiteren Sorgen der priva-
ten Haus- und, Grundeigentümer beziehen sidr auf die \Tertermittlung bei

Ausgleidrs- und Entsdrädigungsleistungen und auf die Genehmigungspflidrt von

Vorhaben und von Redrtsvorgängen in Sanierungsgebieten. Der Referent befür-
wortet den Planungswertausgleidr, wollte ihn aber audr so verstanden wissen, daß

bei einem unversdru'ldeten §flertverlust dieser ebenfalls von der Allgemeinheit aus-

geglidren würde. Mit Nadrdrud< wandte sidr der Referent gegen die modiffzierten
Bewertungsbestirnmungen des Entwurfs. Es sei nidrt verständlidr, daß die Cutadrter-
aussdrüsse bei der Bewerfung von Gebäuden in Sanierungsgebieten besonders ver-
pflidrtet werden, den Umfang der unterbliebenen Instandhaltung und das Ausmaß,
in dem die Gebäude hinter den allgemeinen Anforderungen an gesunde §7ohn-
und Arbeitsverhältnisse zurüdcbleiben, zu berüd<sidttigen. Diese Merkmale müßten
die Gutadrteraussdrüsse dodr in jedem Falle berti&sidrtigen, gleichgültig, ob sidr

das Gebäude innerhalb oder außerhalb des Sanierungsgebietes beffnde. Man solle
die Spekulation nidrt überbewerten. Es würde nidrt nur auf dem Bodenmarkt speku'
liert. Audr Banken spekulierten. Bedenklidr sei die Spekulation nur, wenn vernünf-
tige Planrlng ersdrwert oder gar verhindert würde. Die Grundeigentümer seien in
der Regel keine Grundstüd<sspekulanten, dagegen wohl die Körpersdraften, denen

der Gesetzgeber die Sanierungsarbeiten übertragen wolle. Als Beispiel wurde auf
die ,,Bremer Stadtspekulanten" und die Bundesgartensdrau in Karlsruhe hingewiesen.
Die Grundeigentümer wehrten sid'r dagegen, daß an Stelle von vielen privaten
Crundeigentümern wenige ,,Großspekulanten" treten, Den Rufern nadr ,,Sdrwe-
disdren Verhältnissen" set2te der Referent die einsdrlägigen Gesetzesbestimmungen
Sdrwedens entgegen. Bei Enteignungen würde dort die vom Geridrt - nidrt von
der Verwaltung - festgesetzte volle Entschädigung gezahlt. Die anfallenden un-
rentierlidren Kosten sollten von Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam ge-

tragen werden. Die Fitranzierungsmittel müßten jedod-r langfristig bereitgestellt
werden. Die Sanierung der Städte wird von den privaten Haus- und Grundeigen-
tümern a,ls notwendig angesehen. In gemeinsamer An'strengung von ,,Offendidrer
Hand" und Grundeigentümer sollten die Probleme gelöst werden. Die Forderung
laute: Die Gebäude- und Grundeigentümer müssen audr nadr Hergabe des Eigen-
tums nidrt sdrledrter gestellt sein als vor der Sanierung. Unbürokratisdre Maß-
nahmen, verantwortet von entsdreidungsfreudigen B€amten, könnten helfen, die
Sanierungsmaßnahmen voranzutreiben. Vor einer o,berflädilidren Behandlung des
Gesetzes aber sei zu warnen. Der private Haus- und Crundeigentümer wolle gern
zum Gelingen des C'esetzes beitragen.

Zu dem Etwurf vom 2. 10. 1958 spradr aus der Sidrt der Sanierungsträger Stadt-
baudirektor a. D. Urban von der Rheinisdren rVohnstätten AG. Im wesentliöen
besdrränkten sidr die Ausführungen auf die Stellung und die Aufgaben des Sanie-
rungsträgers. Der von Herrn Streit erhobene Vorwurf, die §Tohnungsbaugesell-
sdraften speku{ierten, wurde mit dem Hinweis zurüd<gewiesen, daß man Einzelfälle
n i drt verallgemeinern dürfe.
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Eine Koordinierung aller ftnanziellen Aufwendungen, audr in zeitlidrer Hinsidrt,
sei notwendig. Eine Finanzierungsübersicht könne man jedodr erst nadr Vorliegen
eines redrtskräftigen Bebauungsplans aufstellen. Anhand des Flädrennutzungsplans
könne man nur eine grobe Schätzung abgeben.

Die Finanzierung müsse langfristig gesidrert sein. §7egen der möglid'rerweise langen
Laufzeit des Venrages zwisdren der Gemeinde und dem Sanierungsträger sei es

sdrwierig, alle Risiken im Vertrag zu erfassen. Verträge, an dener der Vorragende
mitgewirkt habe, hätten nur den Grundsatz von Treu und Glauben und die Ver-
pflidrtung, der Cemeinde jederzeit Einsid,t in die Büdrer zu gewähren, zum Inhalt
gehabt.

Für die Bewertung von Gebäuden sollten eigene Gutadrterausschüsse gebildet wer-
den, da die bisherigen Gutadrteraussdrüsse im Hinblicft auf den plötzlidren Anfall
von Gutadrten überlastet sein könnten. Die Qualiffkation der bisherigen Gutadrter-
aussdrüsse zur Bewertung von Gebäuden wurde von Urban, wie sidr in der Dis-
kussion herausstellte, nidrt bezweifelt. (Die Fassung von § 15 (6) des Entwurfs von
1968 sdrließt die Erstellung von Gutachten durdr andere Scl-rätzer m. E. nidrt aus.)
Der Entwurf sieht ferner vor, daß der einzelne Sanierungsbetroffene einen Sanie-
rungsbetreuer beauftragen kann, die Sanierung für ihn durdrzuführen. Dem Sa-
nierungsbetreuer sollte ein Vetored-rt eingeräumt werden, wenn er audt von der
Gemeinde mit der Sanierung beauftragt ist und sich eine Interessenkollision zwischen
der Gerneinde und dem einzelnen ergeben könnte,

Alle Gesdräfte, die der Sanierung dienen, sollten gebühren-, grunderwerbssteuer-
rund umsatzsteuerfrei sein.

Uber das Städtebauförderungsgesetz aus der Sidrt der Gemeinden spradr der Ltd.
Städtisdre Vermessrmgsdirektor S. Stahnke.

Der Vortrag sollte eine Ergänzung der Vorstellung des Deutsdren Städtetages und
der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände durdr die §/ünsd.re der
kommunalen Praktiker des Liegensd,aftswesens und der Bodenordnung darstellen.
Das Bundesbaugesetz regelt, wo und wie gebaut werden soll, nidrt aber, wie die
Grundstüd<e in die Hand derjenigen kommen, die das Erwünsdrte bauen. Die Ge-
meinde braud,t gesetzlidre Mittel, um die Stadtstruktur an die sidr wandelnden
wirtsdlaftlidlen, sozialen und kulturellen Verhältnisse anzupassen. Folgende For-
derungen seien daher an das Städtebauförderungsgesetz zu stellen:

1. Das Grundeigentum muß leidrt gegen andere Formen des Eigentums austausdr-
bar sein; wenn es notwendig ist, audr gegen Geld.

2. Die Gemeinden müssen ein umfassendes Grunderwerbsreöt zu volkswirtsdtaft-
lidr geredrtem Preis erhalten.
Erwünsdrt ist die Feststellung der Ausgangswerte zu einem möglidrst frühen
Zeitpunkt. Das Ergebnis sollte den Betroffenen zur Einsidrt offengelegt werden.
Die §Tertfestsetzungen sollten Redrtskraft erlangen.

3. Das Baugebot muß auf einfadre §7eise durchsetzbar sein.

4. Bund und Länder müssen die Gemeinden mit ausreidrenden ftnanziellen Mitteln
ausstatten.
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5. Zur Besdrleunigung des Sanierungsvorgangs sind Verfahrenserleidrterungen

erforderlidr.

a) Eine zulässige ufld ausgesprodrene Enteignung muß sofort vollziehbar sein.

b) Das Umlegungsverfahren muß besd{eunigt und vereinfadrt werderi.

c) Das Umlegungsverfahren m,uß erweitert werden, damit audr Flädren für
zentrale Einridrtungen zur Versorgung der Bevölkerung mit §üirtsdlafts-
gütern geeigneten Trägern zugewiesen werden können.

d) In besonderen Fällen sollte die Feststezung der Entsdrädigung als Vorweg-

nahme der Enteignung audt gegen das Einverständnis der Betroffenen mög-

lid'r sein.

e) Die Anwendung des Abbrudrgebotes muß erleidrtert werden.

f) Bis zur Beridrtigung der öffentlidren Büdrer soll der Umlegungsplan ,,Amt-
lidres Verzeidrnis" und Grundbudt sein.

6. Das Gesetz muß die Verantwortung der Eigentümer zu ihrer sozialen Verpflidr-
tung klar herausstellen.

De Reprivatisierungspflidrt der Gemeinde stehe im \[idersprudr zu einer not-

wendigen voraussdrauenden Bodenpolitik der Gemeinde. Dagegen sollte der Sanie'

rungsträger der Reprivatisierungspflidrt unterliegen.

Restgrundstücle des Treuhandvermögens müßten der Gemeinde angeboten werden,

die im Einzelfall gestatten könne, bestimmte Grundstücke in das Vermögen des

Sanierungsträgers übergehen zu lassen. Die Gemeinden sollten nidrt verpflid,tet seinl

sidr eines Sanierungsträgers zu bedienen. Die Gemeinden müßten kraft Gesetzes

ein Unterridrtungs- und §Teisungsredrt gegenüber dem Sanierungsträger haben.

Alte öffentlidren Mittel sollen der Gemeinde zugewiesen werden, die sie dann dem

Sarrierungsträger zuteilt. Investitionszulagen seien erforderlidr, um private Investi-

tionen im Sanierungsgebiet zu fördern.

Der Vortragende wertete das Städtebauförderungsgesetz als einen Anfang der

bodenreformerisdten Gesetzgebung. Ein Versagen im Städtebau könne heute nidrt
mehr mit dem Hinweis auf die nackte Not entsdruldigt werden.

Die Diskussion, humorvoll geleitet von Prof. Dr.-Ing. Gassner, Bonn, b,esdrränkte
sidr auf einige wenige Themen.

Es wurde der Vorsdrlag gemadrt, bei einer Novellierung des Bundesbaugesetzes
die Gutachteraussdrüsse von der Verpflidrtung zu befreien, Gutadrten auf Antrag der
Geridrte - 2u1nsis1 handelt es sidr um Erbauseinandersetzungen - zu erstellen, da
derartige Gutadrten kaum der Transparentmadrung des Grundstüd<smarktes dlenten.

\iüeitere Themen waren: Sdraffung von oberen Gutadrteraussdrüssen, Umlegung im
Entwiddungsgebiet, Entsdräd,igung von Planungsverlusten.

Bei Enteignungen solle in stärkerem Maße von der vorzeitigen Besitzeinweisung
Gebraudr gemadrt werden. Das Haus in der Bundesautobahn (Titelblatt einer Aus-
gabe des ,,Spiegels") braudre es nicht zu geben. Bei der Reprivatisierung stehen alle
denkbaren Eigentumsformen zur Verfügung. Auf die Frage, warum der Gesetzgeber
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sidr nidrt der Erfahrungen der Flurbereinigungsbehörden bediene, stellte Dr. Bon-
czek die Gegenfrage, warum die Flurb,ereinigungsbehörden nidrt in Stadtumlands-
gebieten aktiv würden. Die Flurbereinigungsbehörden seien als Sanierungsträger
nicht ausgesdrlossen.

Es war den Veranstaltern dieser Tagung sidrer nod-r nidrt bekannt, daß die Bundes-
regierung bereits einen neuen Entururf des Städtebauförderungsgesetzes fertig-
gestellt hatte. Es mag als Sdrönheitsfehler empfunden werden, daß deshalb Prof.
Dr. Zinkahn nur andeutungsweise über diesen Entwurf spredren konnte. Die
übrigen Vortragenden und aud'r die Zuhörer haben sidr bisher nur mit dem Entwurf
der Bundesregierung vom 2. 10. 1968 auseinandersetzen können.

Dennodr war die Tagung ein voller Erfolg. Sie ermöglidrte es, sowohl die Vertreter
der ,,Offentlidren Hand" als audr Vertreter der Sanierungsbetroffenen zu §flort
kommen zu lassen. Es wurde deutlidl, daß die Stadtsanierung von allen Beteiligten
als eine vordringlidre, städtebaulidre Aufgabe angesehen wird, deren Lösung keinen
Aufsdrub rnehr erleiden darf.

Dem Gesetzgeber ist zu wünsdren, daß er die aus der Praxis vorgetragenen An-
regungen in ausreidrendem Maße berücksidrti gt.

Arbeitstagung des Deutschen Volksheimstättenwerkes
über tü/ohnungsbau und Siedlungswesen

Von Vermessungsoberrat Dipl.-lrg. M ü n c h, Katasteramt Lüneburg

Am 26. und 27. Februar 1969 fand in Osnabrüd< die 47. Arbeitstagung des Deut-
sdren Volksheimstättenwerkes statt. Referiert und diskutiert wurde über folgende
Them,en'

I. Neuere Redrtspredrung zur Bodenverkehrsgenehmigung und zur Zulässigkeit
von Bauvorhaben.

II. Umlegung in der Praxis.

III. Enrwurf des Städtebau- und Gemeindeentwicklungsgesetzes.

IV. Redrtsfragen zur Aufstellung von Bauleitplanungen.

Zum Thema unter I. spradr Verwaltungsgeridrtspräsident Dr. Sdrrödter, Hannover.
Dr. Sdrrödter war Senatspräsident beim Oberverwaltungsgeridrt Lüneburg und ist
Verfasser eines Kornmentars zum Bundesbaugesetz (BBauG).

Den Ausführungen wurde der Text des BBauG zugrundegelegt. Es ging um die
§§ 19-23 (Bodenverkehr) und die §§ 29-39 (Zulässigkeit von Vorhaben). Der
Referent gab im wesendidren eine Kommentierung. Auf die Hinweise zur Redrt-
spredrung kann verzidrtet werden, da der im Vermessungs- und Katasterwesen
Tätige mit diesem Komplex kaum oder gar nidrt in Berührung kommt. Zudem be-
stehen zwisdren den einzelnen Instanzen der Verwaltungsgeridrtsbarkeit dodr z. T.
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erheblidre Auffassungsuntersdriede betr. der Rechtssituation. Ansonsten enthielt das

Referat folgende allgemein interessierende Feststellungen :

Das BBauG ist nunmehr 8 Jahre in Kraft, und es besteht somit die Möglidrkeit, auf

die ,,neuralgisdren" Punkte hinzuweisen. In unserer pluralistisdren Gesellsdraft wird
es immer sdrwieriger, Gesetze durdrzubringen. Das BBauG-Ve,rfahren beruht auf der

Dreistuftgkeit' Bürger, Gemeinde, Staat. Das Gesetz beinhaltet das Bauplanungsredlt.

Das Bauplanungsredlt ist vollkommen zu trennen vom Baupolizeiredrt, das in die

Rubrik ,Baugenehmigungsverfahren" und zur Zuständigkeit der Länder gehört. Hier
ist zu verweisen auf die kommende Landesbauordnung. Diese Landesbauordnung

löst die regionalen Bauordnungen ab.

Der Begriff ,,baulidre Anlage" (§ 29 BBauG) kommt aus dem Bundesredrt. Zur
Deffnition ist der § 2 Abs. 1 der l:ndesbauordnung heranzuziehen.

Die Baunutzungsverordnung gilt nur für neue Pläne.

Bei Vorhaben im Außenbereidr sollen keine ,,§Tohltaten" verliehen werden. Ist

einmal ein Fehler gemadrt worden, so besteht kein Ansprudr auf ,,Fehlerwieder-
holung". In den Fällen des § 35 Abs. 1 besteht ein Redrtsansprudr auf Genehmigung.

s 35 Abs. 2 spridr,t die Moglidrkeit der Ausnahmen an. Hier muß die Abwägung

zwisdren priviten und öffentlidren Belangen erfolgen. Allein die Begrenzung, die

durdr den Bebauungsplan oder den Flädrennutzungsplan gegeben ist, genügt nidlt
zur Ablehnung. Hier hat sdron die Redrtsprechung erheblidr zur Klärung des Sadr-

verhaltes beigetragen.

Stadt. Direktor Klare, Hannover, beridrtete über die Umlegung in der
P r a x i s Es handelt sidr um die im BBauG (§§ 45-79) geregette Bodenordnungs-

maßnahme. Die Ausführungen rid,teten sici nadr der Systematik der Gesetzesvor'

schriften. Soweit Klare den Gesetzestext interPretierte, wird auf die'Kommentare
zum BBauG verwiesen. '§7enn der Referent audr aus dem Arbeitsbereich groß-

städtischer Umlegungen komrnt, so sind dodr manche Feststellungen auctr bei länd-

Iicl-ren Baulandumlegungen zu gebrauchen. Die Umlegung ist ein Zwangsaustausdr

durch Verwaltungsakt ohne das Signum der Enteignung. Die Maßnahme liegt nidrt
nur im öffentlidren, sondern audr im privaten Interesse. Es ist wesentlich, dieses den

Betroffenen ausreidrend klar zu madren. Es ist angebradtt, vor redrtskräftigem
Bebauungsplan die Umlegung einzuleiten, d. h. nadr Umtegungsanordnung den

Umlegungsbesctrluß zu erlassen. Es müssen redrtzeitig die Gespräctre zwisdren Eigen-

tümer - Umleger - Planer einsetzen, um eine Teamarbeit zu erreidren. Nadr der
Verordnung über die Umlegungsaussdrüsse sind nur drei Gemeindevertreter im Um-
legungsaussdruß. Dese Regelung ist bewußt erfolgt, damit kein Ubergewidrt der
fiskalisdren Seite vorhanden ist.

Dig Umlegungsanordnung durch den Rat der Cemeinde wird durdr den Um-
legungsbesdiluß des Llmlegungsaussdrusses konkretisiert. Der im Grundbud-r ein-
zutragene Vermerk ist ,,ohne Rang". Uber den Verteilungsmaßstab ist im Aussdruß
zu diskutieren und dann ein förmlidrer Besdrluß über das anzuwendende Verfahren
zu fassen. Dese Entsd,eidung über den Verteilungsmaßstab ist eine Ermessens-
sadre. Vorzuziehen ist der Vertmaßstab, da hierbei die zukünftige baulidre Nutzung
entsdreidend berüd<sidrtigt werden kann. Nur in den wenigsten Fällen kann eine
Verteilung nadr Flädren geredrt sein.
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Eigentümer kleinerer Grundstüd<e können in Geld abgefunden werden. Es ist nid'rt
möglidr, Land für Gemeinbedarfsflädren auszuweisen, wenn die Gemeinde nid,t
entspredrende Flädren in die Umlegung einbringt. Im übrigen ist es nidr,t zulässig,
den Umlegungsvorteil mit Land aufzurechnen. Der Umlegungsvorteil ist nur in Celd
abzulösen. Ansonsten wurde der Umlegungsvorteil als nicht wesentlid're Komponente
bezüglidr Absdröpfung abgetan. Dies ist wohl verständlicfi, wenn man erfährt, daß
Flannover jähdidr Mittel zwisdren 5 und l2 Millionen für Umlegungen bereitstellt.
Im übrigen wurde von dem Referenten nodr festgestellt, daß bei dem Verfahren mit
nröglichst wenig ,,hoheitlidrer Gewalt", dafür aber um so mehr mit der Bereitsdraft
zum Ausgleidr operiert werden soll.

Leitender Stadtverwaltungsdirektor a. D. Pohl, Köln, referierte über den Entwurf
des Städtebau- und Gemeindeentwiddungsgesetzes. (Der Entwurf ist als Drud<sad-re
V.l35O5 bei Dr. Heper, 532 Bad Godesberg, Postfadr 821 , zu erhalten.)

Na& Pohl erfordern die vorgesehenen Maßnahmen audr eine L<kung der Boden-
frage. Für die Stadterneuerung gibt es bislang drei redrtliche Grundlagen, Bundes.
baugesetz, Raumordnungsgesetz und Landesbauordnung (in Niedersad'rsen in der
Beratung). Alle drei Gesetze sind in der Erprobung. Die zeitweilig aufkommenden
Forderungen, die Gutadrteraussdrüsse abzusdraffen, lehnte Pohl als ungered,tfertigt
ab. Die Gutadrteraussdrüsse haben sidr bestens bewährt. §tro Khgen auftreten, liegt
das an der Konstruktion dieser Ausschüsse. Die Vorsdrriften, diese Aussdrüsse zu
bilden, hat aber der Bundesegesetzgeber den L'ändern überlassen.

Von 1963-1968 haben sidr die Preise für Bauland verdoppelt. Dann trat Ruhe ein.
Dieser sdreinbare Stop war bedingt durch die Preisentwiddung auf dem Berliner
Grundstüd<smarkt, da Berlin bei der Ermittlung der Durdrschnittspreise einbezogen
wird. Die Preise werden immer steigen, da immer neue Böden in eine höhere Ver-
wendungsstufe einsteigen.

Die im BBauG enthaltenen Bestimmungen, die eine preisregulierende rVirkung aus-
üben sollten, waren nidrt wirkungsvoll genug. Hier sind zu nennen die Vorverlegung
der Beitragspflidrt für Ersdrließungsanlagen, die Gutad-rten der Gutadrteraussdrüsse
(Cutadrten nidrt verbindli&) und die Baulandsteuer, Vorsdrläge, jedes Grundsttick
durdr den Gutadrteraussdruß bewerten zu lassen, kamen nidrt durdr. Die Bauland-
steuer, mittlererweise abgesdrafft, beruhte auf nidrt zeitnahen \üü'erten und'war so
ohne §trirkung. Das Instrument der Baulandsteuer kann Erfolg haben, wenn sie auf
zeitnahen Einheitswerten beruht und ,,hart" ist.

Uberall erfolgt der Ruf nadr einem neuen Bodenredrt. Ergänzend hierzu Feststel-
lungen (im Auszug) des Stadtbaurates Professor Hillebredrt, Hannover:

,,Die größte Sorge des Städtebauers ist ein unzeitgemäßes Eigentumsredrt an Grund
und Boden. Das Eigentumsredrt am Grund und Boden muß dringend überprüft
weiden. Unsere gesamten wirtsdraftlidren und sozialen Strukturen verändern sidr,
Das gegenwärtige Bau- und §fohnungsred,t nimmt die Veränderung einfach nidrt
zur Kenntnis. Es ist zu sdrwerfäl'lig, sidr diesem Strukturwandel anzupassen - den
neuen Ansprüdren, den neuen Aufgaben gered,t zu werden. Das ist die etgentlidre
Crux des Städtebaus und nidrt nur des Städtebaus, sondern der Entrviddung der
Stadt überhaupt. §e muß stagnieren, kulturell, sozial, ökonomisdr, wenn wir da
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nid'rt sd'rnell genug reagieren können. Bisher war das immer riodr möglidr über den
Preis, einen überhöhten Preis für Grund und Boden. Mit goldenen Kugeln kann
man diesen Anpassungsprozeß nur so lange betreiben, wie goldene Kugeln. vor-
handen sind. Sie sind nidrt mehr vorhanden. De Bevölkerung braudrt Grünflädren,
Krankenhäuser, Sportanlagen, Kinderspielplätze. Sollen wir für jeden Quadrat-
meter, den wir für diese öffentlidren Aufgaben benötigen, einfadt bezahlen, was
der zufällige Besitzer vedangt? Dann sind wir mit unserer Bewegungsfreiheit sehr
bald am Ende. Und wir sind heute tatsädrlidr am Ende."

Bei den Ausführungen zur Bodenfrage gab Pohl audr einen Uberblick über die Ver-
hältnisse in anderen europäisdlen Ländern. Er stellte fest, daß das deutsdre Problem
audr ein Veltproblem ist.

LIm diesen Komplex in den Griff zu bekommen, müssen Maßnahmen ergriffen
werden, die bei dem Eigentümer die Sudrt, sein Land zu behalten, geringer werden
läßt. Geeignete Instrumente dies zu erreicfien, sind eine rü/ertzuwadrssteuer oder
eine Planungswertabgabe. Im jetzigen Zeitpunpt besteht keine Aussidrt, daß eine
der regulierenden Maßnahmen Gesetz wird.

Auf die \Tiedergabe der Erläuterungen, die Direktor Pohl :um Entwurf des Städte-
bau- und Gemeindeentwicklungsgesetzes gab, wird verzichtet. Der Entwurf muß
erst die Hürden der Legislative überwinden. Dies wird in dieser Legislaturperiode
des Bundestages nidrt mehr geschehen. \Wo der Entwurf zu besdraffen ist, wurde
bereits vermerkt. Ein Artiket über den Inhalt und die Bedeutung des Städtebau- und
Entwicklungsgesetzes ist im Bundesbaublatt vom Oktober 1968, S. 453 abgedruckt.
Ergänzend wird auf Ausführungen im Heft 14, S. 6i166 der Sonderhefte der Zeit-
sdrrift für Vermessungswesen verwiesen. §7enn audr die Verabsdriedung des Ge-
setzes nodr dauern wird, so dürfte es docl-r angebradrt sein, sich seitens des Ver-
messungs- und Katasterwesens sdron heute auf die Auswirkungen von Gesetzes-
bestimmungen einzustellen. Sowohl in Gebieten städtebaulidrer Sanierungsmaß-
nahmen als audr städtebaulidrer EntwicJdungsmaßnahmen sind Bebauungspläne bzw.
Bauleitpläne aufzustellen. In diesen Gebieten wird die Fertigung von Kartenunter-
lagen einen erheblidren Zeitaufwand erfordern. Aus diesem Grunde ist es ange-
bradrt, redrtzeitig zu beginnen.

Der § 15 behandelt die §flertermittlung bei Ausgleidrs- und Entschädigungsleistungen.
Nadr § 15 Ab,s. 6 hat der Gutadrteraussdruß auf Antrag ein Gutadrten über die maß-
gebenden Grundstückswerte zu erstatten.

Um hier im gegebenen Zeipunkt aktionsfähig zu sein, sind durdr die Gesüäftsstellen
der Gutadrteraussdrüsse frühzeitig, d. h. bereits vor der Beantragung von Gutadrten
Bewertungsunterlagen zu sammeln.

Der vortrag von Oberverwaltungsgeridrtsrat a. D. Dr. Tittel über Redrtsfragen zur
Aufstellung von Bauleitplänen umfaßte dies§ t-l 3 des BBauG. \7ahre d der
Städtebau früher nadr ard'ritektonisdr-ästhetisdren Gesidrtspunkten erfolgte, ist heute
die soziale Komponente bestimmend. Städtebauplanung isiein tedrnisdräs und redrt-
lidres Problem. Die Redrtsstattlidrkeit ist teuer und langwierig. \[ie audr die Maß-
nahmen nadr dem BBauG zeigen.

Der vorbereitende Bauleitplan ist der Flächennutzungsplan, der Diagnose - 
pro-
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gnose ist. Der verbindlidre Bauleitplan madrt-die Prognose zur Norm' !t Fq4ti-
furrft über, §7as? - §7o? - \Vie? Im Laufe des Referats wurde audr die Pflidrt

zur Ridrtigkeitsbesdreinigung von Planunterlagen angesprodrery die nadr Auffas-

sung des üo.t 
"gerrden 

äodr wohl audr von den Gemeinden (Bürgermeister, Bau-

rat?j selbst g.g.-b"tt werden könnte. De Darlegungen hierzu gipfelten in der Fest'

stellung, a"fl'Uäi der Einsdraltung der Katasterämter in das Verfahren zur Planunter-

lagenhäistellung und bei der Ri&tigkeitsbesdreinigung mit langen §Tartezeiten

oähret) zu reÄnen ist. Bei den Offentlidr bestellten Vermessungsingenieuren da'

gegen wird die Maßnahme zu teuer.

Den Bemerkungen wurde seitens der Vertreter der Niedersädrsisdren Vermessungs'

und Katasterv"-rwaltung entsdliedefl widersprodren. Da der Referent aus Köln

kommt, hat er diese Hinweise wohl von Dienststellen außerhalb Niedersadrsens er-

halten. Trotzdem ist es erfordeilidr, daß die tiefe Unkenntnis über die Bedeutung

einer einwandfreien Planunterlage und über die Notwendigkeit der Ridrtigkeits-

besdreinigung durdr intensive Information behoben wird.

Außerhalb des Tagungsprogrammes fand nodr ein Gespräch im kleineren Kreise

über ,,De Landbesdraffung der Gemeinden für ihre Ersdrließungsmaßnahmen nadr

dern BBauG" stat. Grundlage für dieses Gesprädr war eine Abhandlung des Ardritek-
ten Petersson, Osnabrüd<, über das bereits angegebene Thema. Nadr P. kann der

Grunderwerb der Gemeinden für die Ersdrließungsflädren ,,versadrlidrt" werden,

wenn die Gemeinden grundsätzlidr den Preisforderungen der Eigentümer nadrkom-

men. Soweit die Gemeinde bereits audr Eigentümer von Teilflädren der Ersdrlie-

ßungsanlage ist, werden diese Flädren nadr P. audr mit dem Verkehrswert bei der
Ermittlung der Ersdrließungsaufwendungen angesetzt. Da die Gemeinde nur 10 0/o

der Aufwindungen zu tragen hat, wirkt sidr dieses Verfahren - soweit Eigenbesitz

der Gemeinde vorhanden ist- entweder ftskalisdr neutral oder positiv aus.

\(/enn die Gedankengänge audr nidrt so ohne weiteres wegzusdrieben sind, ergaben

sidr dodr erheblidre Bedenken. Der Konzipient stand nadr der Debatte mit seiner

Auffassung allein.

Beim Rüd<blid< auf die Tagung wird festgestellt, daß die Gestaltung der Tagungs-

folge - nur vier Vorträge an zwei Tagen - nadrahmenswert ist. Es war erfreulidr,
einä Mehrzahl von Angehörigen der Vermessungs- und Katasterverwaltung im

Kreise der vielen Baubeamten usw. zu treffen und zu hören, daß die Kollegen z. T.

im Auftrage von Umlegungs- und Gutadrteraussdrüssen oder als Mitglied einer Rats'

vertretunf teilnahmen. Empfoftrlen wird, daß ohne die Initiative einzelner grund-

sätzlidr därartige Tagungen von der Verwaltung besdrid<t werden. §Teiterhin wird
es für erford..lid, gäh"[.n, daß bei soldren Tagungen audr die mit dem Bau- und

Planungsredrt uerbirt denen Aufgaben der Vermessungs- und Katasterverwaltung

durdr üortrage den anderen Sparten näher gebradrt wetden. Er wird hier besonders

gedladrt an das Gebiet der Planunterlagenherstellung und der Bewertung.
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28. Kurs des Instituts für Stedtebau Berlin

Von Vermessungsoberrat Dipl.-lng. Heinz F r e n kl er, Katasteramt §(olfsburg

In der Zeit vom 23. bis 27.6. 1969 veranstaltete das Institut für Städtebau in Berlin
einen Kurs über die ,,Durd'rführung komplizierter Planungen".

Das Programm sah die folgenden Vorträge vor:

Baudirektor D ah lhau s, Berlin

,,Uffentlidl- und privatred-rtlidrc Beispiele der Sanierung in Berlin"

Baudirektor Mo e s t, Berlin

,,Beispiele von Bediner Bebauungsplänen"

Prof. Dipl.-lng. A. Mach t e m e s, Düsseldorf

,,Zentranm der neuen Stadt Hodrdahl
(Bebauungsplan und privatredrtlidre Regelungen)"

Stadtbaurat Karl B e c k e r, Offenbadra. M.
,,Citysani,erung Offenbadr - Bodenordnung -"
BauratEkko Fli c k, Hamburg

,,Hamburger Beispiele öffentlidrredrtlidrer Regelungen"

Stadtbaurat M a rw i t z, Hameln

,,Altstadterneuerung Hameln "

Magistratsdirektor \7i e de rs p ah n, Frankfurta. M.
,,Nordwestzentrum Frankfurt a. M.
(privatredrtli dre Regelungen ) "

StadtbauratDr. Edgar J a c o b s, Leverkusen

,,Erneuerung eines Stadtkerns am Beispiel Leverkusen
(öffendidr- und privatredrtlidre Regelungen),,

Zwisdren der Planung auf grüner rwiese, womöglidr im ländlidren Raum, und der
Sanierung alter Stadtkerne oder der Sdraffung neuer städtisdrer Zentren bestehen
nidrt unerheblidre Untersdriede im Sdrwi,erigkeitsgrad. Hauptproblem dabei sind
allerdings nidrt tedrnisdr-redrtlidre Fragen, ,orrde.r, es ist die Finanzienrng. An ihr
sdreitern gewöhnlidr die Ideallösungen, wie eigentlidr alle vorträge mähi oder
weniger offen ergaben. Als Verfahren stehen zur Verftigung

a) die förmlidre Umlegung,
b) die städtische Subvention und
c) der private Zusammenkauf.

Die verfahren zu a) und b) sind redrtlidr besdrwerlidr, da beispielsweise die etwa
notwendig werdende Enteignung unwilliger Grundeigentü*.. ,r"d, den alten Auf-
baugesetzen allgemein leidrter war als ,tid, dern Bun-desbaugesetz. Das Fehlen des
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Städtebauförderungsgesetzes wurde natürlidr bedauert' Der Zusammenkauf bom-

benzerstörten Gruidiesitzes waf indessen gleidr nadr dem Kriege bedeutend ein-

i.4.. 
"h 

heute. Zu bedenken ist audr, daßln den hier behandelten Fällen die Ab-

lösung langfristiger Mietverhältnisse sehr teuer ist. In dieser Hinsidrt war es inter-

.r.r"i arn in O"ffenbadr, wo sidr der vortragende Vermessungsoberrat Paul offen'

sidrtlidr sehr stark in die Sanierungsplanungen eingesdraltet hatte, bereits im Jahre

1965 rd. B/r des ursprünglidr kleinparzellierten Grundbesitzes im Bereidr des neuen

Zentrums aufgekauft waren.

Der Vertreter Hamburgs, obwohl selbst Ardritektr nannte es in seinem Vortrag ein

wenig bedenklidr für äie Realisierbarkeit der sanierungsvorhaben,_daß fast aus-

s*ließta Ardritekten damit befaßt sind. Seiner Ansidrt nadr haben die Ardritekten

berufsnotwendig von Beginn des Verfahrens an ein zu großes Aug-enmerk auf die

ihnen vorsdrweüerrden n-..tiktl* Strukturen, während es im Crunde allein um die

Ordnung des Bodens gehen sollte. Auf diese lü(/eise werden audr immer nur Teil-

bereidre"in Angriff gÄo.rn*, weil die Ardritekten-Planer sehr oft nur gestalte-

risdre Gesidrtsiu"ktä sehen und selten wirkliche Entwid<lungsplanung betreiben'

Der Vortragenäe fieß es völlig offen, wer nadr seiner Ansicht wornöglid-r besser zur

Erledigungterartiger Planungen geeignet sei. Bedenklidr mußte es allerdings den

Besuclier itimmen,-daß das Vermessungswesen mit 3 von 76 Teilnehmern nur 3 0/o

stellte. Dabei ergab sidr gerade aus den Vorträgen der Berliner sehr deudidr die

stetig wadrsende Bedeutung der Planungsarbeiten audl in den historisdlen Bau-

gebieten.

§7est-Berlin hat bei etwa 2,5 Millionen Einwohnern einen \7'ohnungsbestand von

rd. 1,0 Millionen §[ohnungenf was auf den ersten flüdrtigen Blicft als ein ausgezeidr-

netes Verhältnis ersciheint. Etwa ein Drittel der vorhandenen Vohnungen liegt aber

in Sanierungsgebieten und wird in absehbarer Zeit ausfallen. Eine einfadre Redrnung

führt zu dei Feststellung, daß bei dem derzeitigen Arbeitstempo das letzte heutige

Sanierungsgebiet im Jahre 2055 n. Chr. fertig bearbeitet wäre. Inzwisdren würden

zweifelloi ieue Gebiete anstehen. Im übrigen bedeutet Sanienrng heute nidrt un'

bedingt nur die Beseitigung von lidrdosen Hinterhöfen und unhygienisdren §(/ohn-

verhäl-tnissen. Der Stellplatz für den Kraftwagen wird zum Maßstab für den \fert
der Planung. Gerade Birlin mit seinen nodr aus der Prunkentfaltung des Kaiser-

reidres stam-menden breiten - ursprünglidr wohl sogar zu breiten - Straßen bietet

ein vorzüglidres Demonstrationsobjekt. Der fließende Verkehr madrt dank der

Großzügig-keit früherer Straßenbauer audr heute nodr nidrt die größten Sorgel.

Aber vo--r-den Häusern ist b.udrstäblidr audr nicht mehr für einen weiteren Kraft-

rvagen Platz, und wenn das in dieser Hinsidrt nodr leidrt rüd<ständige Bedin in der

MJto.irier.rrgsdidrte audr nur etwas aufholt, dann werden in Kürze selbst gut er-

haltene \Tohiungen in vielen Stadtteilen nur sdrw-ierig zu vermieten sein. So werden

Innenstadtsanieningen in steigendem Maße künftig auch in anderen Städten flötig

werden, wo die Barisubstanz an sidr nodr gut in Ordnung wäre. Ohne_ jeden Zweifel

wird das Vermessungswesen dabei weitgehend beteiligt sein, sei es als Bewertungs-

stelle für den Grundund Boden, als tedrnidres Büro für die Durdrführung oder zur

Ordnung der meist komplizierten privaten und öffentlidren Redrtsverhiltnisse. Es

handelt iidr ,r1n ein weites, widrtiges und interessantes Aufgabengebiet, und es wäre

audr für die Sadre zu beäauern, wenn der Vermessungsfadrmann für die Zukunft
nur der Erfüllungshilfe bliebe.
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Man sollte siü dabei nidrt von dem Planer-drinesisd'r absd,redcen lassen, mit dem
die derzeitigen Stelleninhaber entspredrend ihrer mehr künstlerisdren als ted-r-
nisdren Ausbildung den ganzen Aufgabenbereidr umgeben haben. Da wurde bei-
spielsweise von der überwiegend auf grüner Viese geplanten Stadt Hodrdahl be-
hauptet, ,,die Aktivitätszone des zentralen Cebietes, in der vorwiegend multifunk-
tionale Einridrtungen des tertiären Bereidrs untergebradrt seien, korrespondiere mit
den Grünflädren. Die Vitalsituation gestatte mithin die Erholung vor der Haustür.
Auf vertikale Strukturen habe man aus ftnanziellen Gründen abei vorerst verzidrten
müssen. Nidrt Dezentralisation sei das Ziel, sondern vernünftige Daseinsfürsorge
und Freizeitwert. Ganz entsdreidend seien eben die urbanen Aktivitäten." Audr
wenn man nur die Hälfte wirklidr versteht, braudrt man an den eigenen Fähigkeiten
nidrt zu verzweifeln. Der Vermessungsoberrat Paul aus Offenbadr hat einen aus-
gezeidrneten, verständlidren und sadrlidr gut fundierten Vortrag gehalten, ohne die
Begriffe der gehobenen Umgangsspradre zu verlassen. Hierin sollte eine Ermutigung
für die Vermessungsfadrkräfte liegen.

Kosten der Abmarkung gemäß § 919 Abs.3 BGB

Von Vermessrmgpoberrat §ür. E n d ew a r d t, Katasteramt Melle

Nadr § 919 BGB kann der Eigentümer eines Grundstüd<s ,,von dem Eigentümer eines
Nadrbargrundstüd<s verlangen, daß dieser zur Erridrtung fester Grenzzeidren und,
wenn ein Greizzeidren verrüd<t oder unkenntlidr geworden ist, zur \Tiederherstel-
Iung mitwirkt".

Die Art der Abmarkung und das Verfahren bestimmen sidr nadr den Landesgesetzen;
enthalten diese keine Vorsdrriften so entsdreidet die Ortsüblidrkeit.

Die Kosten der Abmarkung sind von den Beteiligten zu gleidren Teilen zu tragen,
sofern nidrt aus einem zwisdren ihnen bestehenden Redrtsverhältnis sidr ein anderes
ergibt.

§(/as ist nun unter dem Begriff ,Kosten der Abmarkung' gemäß den Bestimmungen
des § 919 Ab^s. 3 BGB zu verstehen?

Dese Frage hat sdron viele Ridrter besdräftigt; audr sind sdron oft vermessungs-
fadileute zur Klärung dieser Frage zu Rate gezogen worden, wie es audr kürzlidr in
einer zviloroze{3sad're der Fall war, deren Tatbestände im folgenden Absatz auf-
gezeigt sind:

De Eigentümer von zwei landwirtsdraftlidr genutzten Nadrbargrundstüd<en hatten
seit Jahren Streit wegen des verlaufs der gemeinsamen Grenze. Zur Behebung des
Grenzstreites beantragte ein Eigentümer die Crenzfeststellung bei dem zustän&gen
Katasteramt. Der Nadrbar teilte dem Katasteramt schriftliü mit, daß e. gegen äie
vermessung keine Einwendrmgen erhebe, wenn ihm dadurdr keine KoitÄn ent-
stehen würden. - Bei der Grenzfeststellung stellte sidr heraus, daß weder der von
dem Antragsteller nodr der von seinem Nadrbarn behauptete Grenzverlauf ridrtig
war. Es erfolgte eine Neuvermarkung der Grenze, die von beiden Nadrbarn in dei
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Abmarkungsniedersdrrift anerkannt wurde. - Nadr Abredrnung des Vermessungs-

an6ages folrderte der Antragsteller, der die vollen Kosten für die Grenzfeststellung

und Abmarkung übernommÄn hatte, von seinem Nadrbarn die Erstattung des halben

Betrages. Diesei lehnte die Zahlung ab unter Bezug auf seine_sdrriftlidre Erklärun-g

g.g.ritib.. dem Katasteramt, daß er der Vermessung ausdrüddidr nur mit der Maß-

[r6e zugestimmt habe, daß er keine Kosten dafür zu tragen braudre. In der Zvil-
froreßsidre wurde der Nadrbar verklagt, gemäß der Bestimmung des § 919 Abs. 3

gCg di. Hälfte der entstandenen Abmarkungskosten zu tragen und zu erstatten.

Zu einem der versdriedenen Termine des Amtsgeridrts wurde der Leiter des zu-

ständigen Katasteramts als Sadrverständiger geladerr, um über die Art der Beredr-

n,rng uo, Abmarkungskosten Auskunft zu erteilen. - Er verwies auf die Bestim-

mungen des Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegensdraftskataster vom

8. t a. 1961 (Nds. GVBI. S. 319) und auf den dazu ergangenen Runderlaß des Herrn
Nieders. Ministers des Innern vom22.3. 1965 - I/4 (Verm) - 3020 - 13 -
GiJkL 151t74 - betr. Fortführung des Uegensdraftskatasters. Hiernadr müssen bei

der Ausführung von Fortführungsvefinessungen - und dazu gehören audr Anträge

auf Grenzfeststellung - die redrtmäßigen Grenzen festgestellt werden. Die Uber-
prüfung der Grenze bilde die Voraussetzung für die Abmarkung. Iifeiter sei vor-
gesdriiben, daß nadr der Abmarkung nodr eine Aufmessung der abgemarkten

Crenzpunkte erfolgt. Grenzfeststellung und Aufmessung gehören somit zum Ab-
markungsgesdräft. Die drei Handlungen - Crenzfeststellung, Abmarkung und nadr-

träglidre Aufmessung - 5sign demzufolge audr hinsidrtlidr der Kostenbered'rnung
nidrt voneinander zu trennen. Im übrigen ließe die Gebührenordnung für die Ver-
messungs- und Katasterverwaltung vom 4. Februar 1966 (Nds. GVBI. S. 31) eine

Trennung der Kosten für die 3 Vorgänge audr nidrt zu.

Zum nädrsten Verhandlungstermin wurde der gesdräftsleitende Beamte des Ka-

tasteramts geladen, um zu erläutern, weldre Beträge der Kostenredlnung des Ka-

tasteramts auf das reine Abmarkungsgesdräft entfallen. Nadr längerer Verhandlung
konnte dieser dazu bewogen werden, entspredrende sdrätzungsweise Angaben zu

madren.

Das Amtsgerid,t wies die Klage auf Ubernahme der Hälfte der Vermessungskosten

durdr den Nad,barn mit dEr Begründung ab, daß der Ansprudr des Klägers nidrt
in voller Höhe geredrtfertigt sei. Die Bestimmungen des § 919 Abs. 3 BGB könnten
das Verlangen des Klägers nidrt stützen. Die durdr die Feststellung der Grenze ent-

standenen Vermessungskosten seien keine Kosten der Abmarkung. Als reine Ab-
markungskosten anerkannte das Amtsgeridrt einen Betrag von 51,10 DM, der etwa

ein Zehntel der gesamten Vermessungskosten ausmadrt. Bei der Beredrnung des o. a.

Betrages von 51,10 DM berüd<sidrtigte das Amtsgeridrt die Kosten für 3 Grenz-

steinJ und 3 Dränrohre, den Feldaufwand für 2 Personen, den Zeitaufwand für das

Setzen der Grenzsteine sowie für die An- und Abfahrten.

Gegen dieses Urteil legte der Kläger Berufung ein. Das Landgeridrt holte ein sörift-
lidres Gutadrten des Regierungspräsidenten über die Art der Beredrnung von Ab-
markungskosten ein. Der Regierungspräsident - \,Isrm655ungs- und Katasterver-
waltung-- bestätigte die Ausführungen des Katasteramtsleiters, daß die drei Hand-
Itrngen, Grenzfeststellung, Abmarkung und nadrträglidre Aufmessung zum Ab-
markungsgesdüft gehören und nidrt voneinander zu trennen sind.
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Nadr I r/zjährigem Prozeß verurteilte das Landgeridrt den Beklagten, die Hälfte der
gesamten vom Katasteramt in Redrnung gestellten Kosten nebst 4 olo Tinsen zu
zahlen und die Kosten des Redrtsstreits zu tragen. - In den Entsdreidungsgründen
wird ausgeführt, daß der Beklagte gemäß § 919 Abs. 3 BGB die Hälfti der ent-
standenerr Abmarkungskosten dem Kläger zu erstatten hat. zu den Kosten der Ab-
markung gehören nidrt nur die für die Grenzsteine und deren Einbringung auf-
gewendeten Beträge, sondern audr die Kosten der Grenzvermessung. Das .A-bmar-
kungsverfahren ist nidrt bundeseinheitlid'r geregelt. Es ridrtet sid'r nadr den landes-
redrtlidren vorsdrriften und bestimmt sidr im übrigen nadr ortsüblidrem Braudr
(vgl Palandt*), 28. Aufl., s 919 Anm. 3 a). Für das Land Niedersadrsen gilt das Cesetz
über die Landesvermessung und das Liegensdraftskataster vom 8. 11. 196l (Nds.
CVBI. S. 319) mit dem dazu ergangenen Runderlaß des Nds. Ministers des Innern
vom22.3. 1965. Das Gesetz enthält zwar keine ausdrü&lid-re Bestimmung über die
Durchführung des Abmarkungsgesdräfts und die dazu erforderlidren iinzelnen
Verridrtungen. Daß indessen audr die Vermessung zum Zwed<e der Uberprüfung
der Grenzpunkte zur Abmarkung zählt, ergibt sidr mittelbar aus der Bestimmung
des § 22 aaO, in der es heißt, daß über die Verhandlungen bei der Abmarkung, übei
das Abmarkefl ,,und Uberprüfen" der Grenzpunkte eine Niedersdrrift aufzunlhmen
ist. Tatsädrlidr läßt sidr die vermessung von dem Abmarkungsgesdiäft nidrt trennen.
Nadr der Auskunft des Regierungspräsidenten bildet die uberprüfung der Grenzen
voraussetzung ftir die Abmarkung. Audr die ansdrlie{3ende Aufmessung ist vor-
gesdrrieben. Grenzfeststellung und Aufmessung gehören hiernadr zum Abmarkungs-
gesdräft, und zwar, wie es in der Auskunft ausdrücklidr heißt, ohne Rücksidrt dar-
auf, ob sidr die Parteien über den Grenzverlauf einig sind oder nidrt. Audr hinsidrt-
lidr der Kostenberedrnung ist eine Trennung der einzelnen Handlungen nid.rt vor-
gesehen. Hiernadr bleibt festzustellen, daß sämtlidre bei der Grenzverhandlung ent-
standenen Kosten zu den Kosten der Abmarkung redrnen.

Dem steht die in der Redrtslehre vertretene Auffassung, daß Gegenstand des Ab-
markungsverfahrens nidrt die Ermittlung der Grenze, sondern allein deren Sidterung
sei, und daß demzufolge Einigkeit der Nad'rbarn über den örtlidren Verlauf dei
Grenze vorausgesetzt werde (vgl. Palandt aao, s 919 Anm. 2), nid-rt entgegen.
Lassen sid'r audr bei Einigkeit der Nadrbarn über den verlauf der Grenze diä üer-
messungskosten bei der Abmarkung nidrt vermeiden, so sind sie als Teil der Ab-
markrmgskosten audr dann zu ersetzenr wenn vor dem Beginn des Abmarkungs-
gesdiäfts unklarheit über den Grenzvedauf besteht. Im übrigen haben die parte[n
ausweislidr der Niedersdrrift über die Abmarkung der festglstellten Grenze zuge-
stimmt. Daß dies erst im verlauf des Abmarkungsges&äfti und aufgrund der in
diesem Zusammen-hang vorgeflommenen vermessung gesdlehen ist, kän nidrt von
entsd'reidender Bedeutung sein.

cemäß § 919 Abs. 3 BGB sind die Kosten der Abmarkung von den Beteiligten zu
gleidren Teilen zu tragen, sofern sidr nidrt aus einem zwiidren ihnen bestelenden
Redrtsverhältnis ein anderes ergibt. Letzteres ist vorliegend jedod.r nidrt der Fall.
Insbesondere läßt sidr nidrt feststellen, daß der Kläger-die Itosten vereinbarungs-

*) Palandt - Kommentar zum
C. H. Beck'sdre

Bürgerlidren Gesetzbudr,
Verlagsbudrhandlung Mündren und Berlin
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gemäß übernommen hat. soweit der Beklagte seine Zustimmung zu der-Abmarkung

i"j.ntiU"" der Katasterbehörde mit dem Vorbehalt versehen hat, daß er jeglidre

ftÄt"" ablehne, wirkt diese Einsdrränkung nidrt gegenüber dem Kläger. Der Be-

klagte hat nidrt nachgewiesen, daß es zwisdren ihm und dem Kläger zu einer ent-

sprechenden Vereinbarung gekommen ist.

Das Urteil des Landgeridrts hat unter den Juristen Aufsehen erregt und zu Dis-

kussi,onen Anlaß gegäben. Es dürfte auch für die Vermessungs- und Katasterver-

waltung von gtoßem Interesse sein.

Au ss,e"un g,,'::: :fi ::.,: 
t-:::*'i:: 

in Do *mun d

,,Die Betradrtung der Gesdrldlte madrt uns zwar
nidrt klüger Im einzelnen, wohl aber weiser
im ganzen."

Jakob Burckhardt (1818-189)

Das Zitat war dem Geleitwort zu einer Ausstellung beigegeben wordert, die der

Verband Deutscher Vermessungsingenieure e.V. (VDV) anlaßlidr seines Verbands-

tages zum 20jährigen Bestehen irn Oktober 1969 - unterstützt durch die Stadt

Dortmund - veranstaltete.

Bereits der umfangreidre, systematisdl gruppierte Katalog mit ausfühdidter Zeit'
tafel bis einsdrl. dÄ fS. Jahrhunderts und reidrhaltigem Literaturverzeidrnis*) hatte

hohe Erwartungen gesetzt. Sie wurden besrätigt und übertroffen durch das Ausstel-

lungsmaterial, ä"r in der Unteren Galerie des Stadthauses Dortmund unter dem

tltil ,,pRAxls GEoMETRIAE, Vermessungswesen - gestern und heute" gezeigt

wurde. Bemerkenswert ist der Einfall des Veranstakers, das sdlöne alte lVort

,,Geometrie" wieder einmal in engen Bezug zu seinem ursprung zu setzen, das in

,"u..., Zeit wohl aussdrließlidt der Bezeidrnung einer mathematisdren Spezies

diente und im Vo.rtsinne umfassender ist als das modernere (Aristoteles, 384-322
v. Chr.), sinn gemäß aber mehr anwendun gsbezo gene \üf ort,, Geo&isie "'

Die von einer Ubersidrtskarte zur Ausbreitung des Vermessungswesens eingeleitete

Ausstellung reidrt von einer babylonisdren Tonplättd'ren-Karte des nördlidren

MesopotaÄien (ca. 3800 v.Chr.) als frühestem ,,Gestern" bis zum ,,Heute", dessen

vielfalt u. a. am Beispiel des ZEISS-RegElta 14, de oLIVETTI-Programmä 101 und

eines SlEMENs-Leitirrahl-Lasers gezeigt wird. Dabei wird die Ansdraulidrkeit be-

sonders ftir den Nidrt-Fadrmann durdr-Modelle und Nadrbildungen gesteigert, die

das graphisdre Material audr sdron früher Perioden gut er_gänzen und wie die als

Origi"a'l gezeigten \Werkzeuge und Instrumente immer wieder den gleidrsam hand-

gr.iflid'r"" Beweis dargestellter Verfähren und Ergebnisse liefern'

*) Eine begrenzte Anzahl der Kataloge ist 
- 
nodr vorhanden,

werden beim VDV-I andesverband Nordrhein-\ü(/'estfalen, 46
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Eine lüd<enlose Darstellung der Gesdridrte des Vermessungswesens ist in keiner
Ausstellung möglidr, denn das uns heute begegnende äußere Ersdreinungsbild der
Erde und unser \Wissen über sie beruht auf unzähligen Forsdrungen, Vermessungen,
Beredrnungen und den sidr darauf gründenden gestaltenten Eingriffen vieler Genera-
tionen der Mensdrheit. §['enn folgeridrtig das für die Enrwicftlung zum heutigen Ver-
messungswesen §Tidrtige herausgestellt wird, so bleibt das Bemähen deutlidr, den
Beitrag des Vermessungsingenieurs zur Kulturgesdridrte und das gesellsdrafts-
politisdre Anliegen an den Vermessungsingenieur erkennbar zu madren. Unter
diesen beiden Themen standen Vorträge von Herrn Dr.-lng. H. Kapelle - Mühlheim
bzw. Herrn Prof. Dr.-lng. V. Seele - Dortmund (veröffentlidrt in ,,Der Vermes-
sungsingenieur" , Heft ll1,9TO in einer Festsitzung am ersten Tage nad'r der Eröff-
nung der Ausstellung.

Die Fülle des Ausgestellten verbietet hier eine'Aufzählung im einzelnen. Erwähnt
werden soll aber einer der ältesten ,,Bebauungspläne" aus Babylon (2050 v.Chr.),
der als Platte auf den Knien einer Statue des Königs und Ingenieurs Gudea von
lagasdr liegt. ,,Vermessungsrisse" als Tontafetn begegnen uns einmal mit eingetra-
genen Flädreninhaften und zum andern als Stadtplan mit Vermessungszahlen bereits
aus den Jahren um 1700 v.Chr. bzw. 1500 v.Chr. in Mesopotamien. Eine der ersten

,,Boderrgütekarten" wird uns dagegen erst 1828 als Klassiffkations-tlbersidrtskarte
I : 25 0@ der Bürgermeistereien Hörde, Sdrwerte und Aplerbed< aus dem Raume
Dortmund bekannt, während eine ,,rü(/'eltkarte" als babylonisdre Tontafel von
ca. 500 v.Chr. lediglidr das babylonisdre Reich als bekannte riflelt, vom Ozean um-
geben darstellt. De uns allen bekannte Stelle Lukas 2,1, ,,Es ging eine Verordnung
vom Kaiser Augustus aus, es solle eine Sdrätzung im ganzen Römisdren Reid'r vor-
genommen werden" interpretiert bereits Ridrard von Haldingham um 1280 auf seiner
§Teltkarte (in der Kathedrale von Hereford, §Testengland) als sehr frühe ,,Ver-
messungsanweisung", also über die allgemein geläuftge Anweisuirg zur Volkszählung
hinausgehend.

Mit der Ausstellung hat der veranstaltende VDV dem Vermessungswesen einen
großen Dienst erwiesen; bei der heute sehr großen Bedeutung der ,,public relations"
kann das daran gemessen werden, daß täglid'r um die tausend Besudrer gezählt wurden,
die Ausstellung auf §Tunsdr der Uffentlidrkeit über die vorgesehene Zeit von 8 Ta-
gen hinaus verlängert und entgegen ursprünglidrer Absid'rt audr sonntags zugäng-
lidr gemadrt werden mußte. Deser Erfolg läßt kaum glaubhaft ersdreinen, daß die
Ausstellung in Idee und Planung, Vorbereitung und Durdrführung eigentlidr das
§7erk nur einiger weniger Kollegen des für den Verbandstag gastgebenden VDV-
Bezirks Dortmund ist. Anstelle von Vorbereitungsaussd'ruß, Arbeitsstab und dergl.
setzten sie hauptsädrlidr persönlidre Initiative, Freizeit und Begeistenrng. Besonders
erfreulidr zu vermerken war, daß sidr diese Hingabe an die selb'stgestellte Aufgabe
nidrt mit Aufbau und Eröffnung der Ausstellung ersd,öpft hatte, sondern sid, wäh-
rend der Dauer der Ausstellung ständig in freundlidren und sadrverständigen Er-
läuterungen, Erklärungen und vorführungen zeigte. Besonders diese dauernde An-
wesenheit der beteiligten Kollegen als Führer durd'r die Ausstellung hat zu der
Besonderheit der Atmosphäre dieser Ausstellun g wesealtlidl beigetragen.

§7egen des Erfolges der einzigartigen und erstmaligen Ausstellung wird versudrt,
sie als §Tanderausstellung zu erhalten; vielleidrt kann sie dann aud'r zur gegebenen
Zeit in Hannover gezeigt werden.
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Gleidrzeitig und abgestimmt auf ,,PRAXIS GEOMETRIAE" zeigte die Stadt- und
Landesbibliothek im Foyer des ,,Hauses der Bibliotheker", nur wenige hundert
Meter entfernt, Bildnisse, Karten und Handsdrriften bekannter Ingenieure, Geo-

graphen, Astronomen, Mathematiker, Geodäten und Kartographen unter dem

Tf,rema, ,,Erde und §(/eltall - erforsdrt und vermessen".

Ing. (grad.) M. Sdrönherr

Buihbespredrungen

G. Krauß / §f. Be& / G. Appelt / H. Knorr: Die amtlidren topo-
graphisdren Kartenwerke der Bundesrepublik Deutsdrland.
Sammlung rü(/idrmann, Neue Folge, Sdrriftenreihe Nr. 10, Karls-
ruhe 1969. 50 Seiten mit 17 z. T. mehrfarbigen Beilagen,

16x24 cm, Kart.8,50 DM.

In dem vorliegenderr Heft wird über die bedeutendsten topographisd'ren Karten-
werke der Gegenwart (TK 25, TK 50, TK 100 und TUK 200) von Persönlidrkeiten
d e r vier Landesvermessungsämter berichtet, denen durdr die Arbeitsgemeinsdraft
der Vermessungsverwaltungen d:er L'änder der Bundesrepublik Deutsdrland (AdV)
die Bearbeitung der einzelnen Musterblätter übertragen wurde.

Nadl dem Jahre 1945 wurde audr in der amtlidren topographisdlen Kartographie
eine neue Epodre eingeleitet. Ausgelöst wurde sie durdr den totalen Verlust der

Originalkupferplatten der Karte des Deutsdren Reid-res 1: 100 000. Uber die in den

ersten Nadrlriegsjahren für das neue Musterblatt der TK 100 geleistete Arbeit wurde
die Fadrwelt erstmals auf der Geo&itisdren \7odre in Köln 1950 unterridrtet. Es

zeidrnete sidr sdron damals eine gute Zusammenarbeit zwisdren den Landesver-
messungsämtern der Länder, den Vertretern der Geowissensdraften und anderen
interessierten Kreisen ab, die ridrtungweisend audr für die später in Angdff genom-
menen Arbeiten an der TK 50 und TUK 200.wurden. An derr Anfang aller Arbeiten
wurden lange und gründlidre Diskussionen über Fragen der Maßstabsfolge, des Blatt-
sdrnitts, der Darstellungsmöglidrkeiten für die dritte Dmension und die graphisdre
Gestaltung der Karten gestellt.

Jedem der vier Kartenwerke ist ein besonderes Kapitel gewidmet. Vorangestellt wird
jedesmal der Enrwiddungsgang des Kartenwerkes, bevor auf die einzelnen Phasen

der Herstellung eingegangen wird.

Da zu kartographisdren Veröffentlidrungen aud-r Kartenbeilagen gehören, ist es

sehr erfreulidr, daß dem Heft 17 z. T. mehrfarbige Kartenaussdrnitte beigegeben

sind. Soweit sie, z. B. in der Beilage 1, statistisüe Angaben enthalten, sollte stets der
Zeitpunkt angegeben werden, auf den sie sidr beziehen, denn bei soldren Angaben
kann sidr in kurzer Zeit sdrnell eine Anderung ergeben. So ist z. B. der Stand der
Farbtrennung bei den Blättern der TK 25 in Niedersadrsen am Ende des Jahres 1969:

45 o/o einfarbig 155 olo mehrfarbig.
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Bei der Angabe des gegenwärtigen Bearbeitungsstandes der TK 100 auf Seite 35

- audr hier fehl't das Datum - übemasdrt, daß in 2 Bundesländern nod'r kein Blau
im Drud< erschienen ist. In Niedersadrsen werden Ende 1969 10 Blätter im Druck
vorliegen; 7 weitere sind in Bearbeitung.

Die vielea Uteraturhinweise am Sdrluß jedes Kapitels beweisen das große Interesse,
das weite Kreise der Bearbeitung der modernen topogr. Karten entgegenbringen.

Daß zu der didrten Maßstabsfolge in der amtlidren topographisdren Kartographie
wiederholt Stellung genomme-n wird, liegt auf der Hand. Hierzu gibt \(. Bed< am
Sdrluß seines Beitrages auf S. 25 eine treffende Antwort, die vom Rezensenten nur
unterstridren werden kann, denn ,,Vielfalt der Planungen als Ausdruck steigender
Intensivierung der §Tirtsdraft fordert Verdidrtung der Kartenwerke".

Dem Heft 10 aus d,er Neuen Folge der Sammlung §(idrmann sei eine weite Ver-
breitung gewünsdrt.

§7'erner Kost

Meikel / Imhof / Riedel: ,,Grundbudrredrt - Kommentar zur
Grundbud'rordnung", Band III, 1. Lieferung, 6. neubearbeitete
Auflage, S. 20?9-2268, Großoktav. J. Sdrweitzer Verlag Berlin
1969, br. DM 52,-.

Die beiden ersten Bände des §/erkes, die in insgesamt 6 Teilen ausgeliefert worden
sind, wurden in den Heften 411964 S. 128, 311965 S. 194, ?11966 S. 140, 211967

S. 101, 1t1968 S. +t und)/t969 S. 82 besprodren. Nun ist die erste Liefenrng des

dritten Bandes ersdrierren, der mit den §§ 38-50 den Zweiten Absdrnitt der Grund-
budrordnung (Eintragungen in das Grundbud'r) fortsetzt. Aus § 38 ist für uns die Ein-
tragung auf Ersudren nadr dem BBauG, RSiedlG und FlurbG von besonderem Inter-
esse, wobei anzumerken ist, daß es auf S. 2065 statt Umstel,lung jeweils ridrtig Um-
legung heißen müßte. Die Behandlung der lastenfreien Ab,sdrreibung von Mark-
steinsd'rutzflädren ist nadr Aufhebung der preußisdren Gesetze vom 7. 10. 1865 und
7. 4. 1869 in Niedersadrsen durdr das Vermessungs- und Katastergesetz obsolet ge-
worden. Des weiteren seien § 45 (Rangverhältnis der Eintragungen), s +Z (Eintra-
gung gemeinsdraftlidrer Redrte für mehrere) und s 48 (Mitbelastungsvermerk) her-
vorgehoben. Die ersd'röpfende Kommentierung, weld're die bisher ersdrienenen
Teile des Verkes auszeidrnet, ist audr für &e jetzt vorgelegte Ueferung anzu-
erkennen.

Kaspereit
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Vermessungsdirektor Günther B a I ti n t

Nach längerer schwerer Krankheit, wenige
Monate _nach seinem Eintritt in den
wohlverdienten Ruhestand, verstarb am
20. Januar lgTO Vermessungsdirektor
Baltin in Braunschweig. Eine große

Trauergemeinde, Freunde, Kollegen und
Mitarbeiter gaben ihm das letzte Geleit.
Herr Leitender Ministärialrat Prof. Dr.
Nittinger widmete ihm letzte Vorte
des Gedenkens.
Günther Baltin wurde am 12. Juli 1907 in
Berlin-Charlottenburg als Sohn eines Kgl.
Steuerinspektors geboren. Seine Schul-
ausbildung im humanistischen Gyrrr-
nasium Torgau mußte er nach dem
fnihen Tod seines Vaters unterbrechen;
erst nach zwischenzeitlidrer Ausbildung
in der Landwirtschaft konnte er das

Abitur am Melanchthongymnasium zv
Vittenberg als Externer ablegen

Von 1927 bis 1930 studierte er Geodäsie
und Kulturtechnik in Berlin. Sein weiterer
beruflicher Lebensweg führte ihn nach

Ablegung der 2. Staatspnifung 1934 als

Assessor zum Regierungspräsidenten in Frankfurt/Oder und später zum Katasteramt
Zielenzig. 1939 erfolgte seine Emennung zum Regierungsvermessungsrat. Oktober 1942

wurde ihm die Leitung des Katasteramts Heiligenstadt übertragen, wo er mit seiner Familie

die Nadrkrtegszeit bis t947 verlebte. Von dieser'§ü'irkungsstätte mußte er sidr über Nadrt
im Dezember 1947 trennen. Eine sdrwere Zeit Ifir ihn und seine Familie folgte.

Erst Mitte 1949 wurde er in den offentlidren Dienst des Landes Niedersadrsen einberufen.
Von Osterode, wo er als Leiter des Katasteramtes tatkräftig wirken konnte, ftthrte ihn
sein weiterer Berufsweg 1954 nadr Braunsdrweig. Sein Einsatz und Virken als Amtsleiter
fanden hierAnerkennung durch die Beförderung zum Oberregierungsvermessungsrat und
195g durdr die Berufung zum Leitenden Dezernenten der Vermessungs- und Kataster-

verwaltung im Verwaltungspräsidium Braunsdrweig. 1965 wurde er zum Vermessungs-

direktor emannt.
In dieser Funktion war er bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand tätig. Aufgesdrlossen

gegenüber allen Neuerungen, hat er sidr auf diesem Dienstposten in voller Pflidrterfüllung
Iür die Belange der Vermessungs- und Katasterverwaltung eingesetzt. Sein reidres fadr-

lidtes und allgemeines §?issen, seine mensdrlidre Güte und sein aus innerer tlberzeugung

als gläubiger Christ getragener'§ü'ille zur tätigen Liebe und Hilfe am Nädrsten bildetefl

die Grundlagen für sein erfolgreidres §?'irken.
Die bei seiner Verabsdriedung ausgesprodrenen '§yünsdte auf einen langen und ge-

segneten Ruhestand erfüllten sidr leider nidrt. Seine Freunde und Mitarbeiter werden

ihm stets ein ehrendes Andenken bewahren' Friedridr Meyer
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Personalnadrrichten

(Audr zur Laufendhaltung der Personalliste bestimmt; dle Nrn. der bisherigen Personal-
liste werden nidrt mehr aufgeführt, da in Kürze über Datenverarbeitung eine neue

Personalliste herausgegeben wird.)

Beamte des höheren Dienstes
I. Ernannt:
zu VmDir.:
VmOR. Meyer, Verw. Präs. Braunsdrweig 23. 10.69

,r p1.Tönnies, KatA. Oldenburg 22. 12.69

zu VmOR.:
VmR. Oelfke, KatA. Hannover . . 8. 9.69

,, K"ase, KatA. Helmstedt 23, 10.69

zu VmR.:
VmAss. Dr. Grothenn, LVwA - LVm - 6. 8.69

,, Blömer, KatA. Burgdorf 27. 8,69
,, Möllering, KatA. Northeim 1. 9.69

zum VmAss.:
AssVmD. Engelke, KatA. Cöttingen 3. 11.69

II. übertragung eines Amtes der Bes.-Gr. A 14

mit einer Stellenzulage nach Fußnote 1 LBesO:
VmOR. Lindhorst, KatA. Delmenhorst 1.10.68

III. Abgeordnet (soweit für 6 Monate und länger):

VmR, Janßen vom KatA. Leer an das KatA. Emden seit 1,11.69

IV. Versetzt:
VmOR. Leonhardt von der Reg. Hildesheim an das KatA. Celle 15. 10.69
VmR. Möllering vom KatA. Northeim an die Reg. Hildesheim 1.12.69

t, Dr. Bleumer vom KatA. Lingen an das Verw. Präs. Braunsdrweig l, l.7O
VmAss.HarbortvomKatA'GöttingenandasKatA.Northeim

V. Beauftragt:
VmOR. Leonhardt mit der Leituns des KatA. Celle . 15. 10.69
VmR. Janßen mit der aushilfswelsen Leltung des KatA. Emden . l.ll.69

VI. In den Ruirestand versetzt (§ 57 NBG):
VmOR. Pritzkat, KatA. Emden AO. 9.69

,, Hartmann, KatA. Osnabrück 9. 12.69

VII. In den Ruhestand getreten (§ 5l NBG):
VmDir. Baltin, Verw. Präs. Braunsdrweig . Al. 7.69
VmOR. Lindhorst, KatA. Delmenhorst - 29. 2.ZO
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VIII. Entlassen auf Antrag (§ 38 NBG):

VmAss. Stache, KatA. Cuxhaven 30. 9.69

IX. Verstorben:
VmOR. Sdröne, KatA. Celle 26, 7.69

X. Verschollen (§ 153 Abs. 1 NBG):

VmOR. Sprenger, KatA.Vedrta l. 1.69

Beamte des gehobenen Dienstes

I. Ernannt:

zum VmOAmtm.:
VmAmtm. Seifert,Reg.Hannover .. . .... o. o

zu VmAmtm.:
VmOInsp. Niemann,KatA.Emden ...... ..... . ..

NagelrReg.Hannover. . . . . .' . . . . . . o o

, Janssen, Reg. Aurich
Hartung,LVwA-LVm- .. ... . . o

Bodenstein,Mdl . ...

25. 11.69

29. g.69
26. 9.69
7. 10.69

12. ll. 69
4. 12.69

Died<mann,KatA.Neuenhaus . . . . . . o . . 1. l,7O
Ahus, KatA. Osnabnicl< . . . . . . . . . o . . . . 11. 2.70

30. 4.69
6. 9.69

17. 8. 69
17. 8. 69
1. 9.69
1. 9.69

14. 9.69
1. 10. 69
7. 10.69

22. 10. 69
23. 10.69
24. 10. 69
26. ll. 69
19. 12.69
5. 1.70

,,
t,
n
,t

zu VmOInsp.:
Vmlnsp. Semmelroggen, KatA. Northeim 21. 4,69

,, §(/eißweiler, KatA. Sögel 21.10.69
,, Gründel, KatA. Helmstedt . 29.10.69

zu Vmlosp.:
Vmlnsp.z.A. Siebert,KatA.Holzminden .... ......

, Keller,LVwA-LVm . . .. .. ..
,, Bartling,KatA.Bremervörde... . .... ..
, PredrtrReg.Stade . . . . . . . . . . . , o . . . . .

VmHSekr. Ewert,KatA.§Tolfsburg ...... .... o

,t FährmannrKatA.Burgdorf ...............
Vmlnsp.z.A. Mendelin, KatA. Lingen o . . . . . . . . . . . . . . .

VmHSekr. Tholema,KatA.Emden . o.... o...... -

, Beneke,KatA.Delmenhorst ...... .. ..
t, Sdtilling,KatA.Bersenbrü& .. .. ..
t, Freerid<srKatA.Sogel ................
,t §ülohlgemuth,KatA.Bentheim ..... o......

Vmlnsp.z.A. Hoedtke,KatA.Brake ' . . . . . . . o

t, Mohl,KatA.Vittmund. . . . . . . .

, Schneider,KatA.Hildesheim. . . . o . . o

zu Vmlnsp, z. A.:
Vmlnso.-Anw. Rötterink, Rec. Osnabrü& . 28. 5.69

Chiedudr. Reä. Osnabrti& . 29. 5.69
,, Uoteil, V'erw.-Präs. Oldenburg 30. ,.69',', Thielä, Verw. Präs. Oldenburg ' . . 30' 5.69',, 

1^nsseä, Reg. Auridl . . . . l. 6.69',:, 'Hartwig, Re[. Auridr l. 6.69
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Vmlnsp.-Anw. Qottsdrald, Verw. Präs. Braunsdrweig j, 6.69
,, ,"d<mann, Reg. Stade 29, 10.69
,, Viedrmann, Reg. Stade 2g. 10.69
,, Artons, Reg. Osnabrüd< 29. 10.69
,, Leutenantsmeyer, Reg. Osnabnid< 29. 10,69
,, Vogelsang, Reg. Osnabrüd< 29. 10.69
,, Obenhaus, Reg. Hannover . 30. 10.69
,, Vid<, Reg. Hannover 30. 10.69
,, Sdleele, Verw. Präs, Oldenburg . 31. 10.69

zu Kartlnsp. z. A.
IngfldkT. (V a) Freytag, Sybille, LVwA - LVm -

II. Beauftragt:
VmAmtm. Hemmie mit der Geschäftsleitung des KatA. Meppen
VmOInsp. Wessel mit der Geschäftsleitung des KatA. Sulingen

1. 5. 69

t. 7. 68
1. 2.70

1. 1 1. 69 bis 30. 4.70

1. 11. 69 bis 30. 4.70

1 . 1 .70 bis 30. 6.70

III. Abgeordnet (soweit frir 6 Monate und länger):

VmOInsp. Zimmermann vom KatA. Clausth al-Zellerfeld
an das KatA. Osterode . vom

Semmelroggen vom KatA. Osterode
an das KatA. Alfeld . vom

Leutenantsmeyer von der Reg. Osnabrücl<
an das KatA. Wolfsburg . vom

,l

Vmlnsp. z. A.

Zadel vom Landkreis Köln als VmAmtm. an das LVwA - LVm - 1. 7. 69
Hemmie vom KatA. Neuenhaus an das KatA. Meppen . . 1. 7. 68
Schulz vom KatA. Lüchow an das KatA. Uelzen . 1.12.69
KOhler vom KatA. Hildesheim an das LVwA - LVm 1 . 7.69
Prec}t von der Reg. Stade an das KatA. Cuxhaven 1. 10.69
Oehmen vom KatA. Osnabrück an das KatA. Melle . . 1 . l. 69
Maacl< vom KatA. Gifhorn an das KatA. §7'insen 2. 5. 69
Rötterink von der Reg. Osnabrück an das KatA. Lingen . 28. i. 69
Janssen von der Reg. Aurich an das KatA. Emden 1. 6. 69
Hartwig von der Reg. Aurich an das KatA. Leer 1 . 6.69
Motejl vom Verw. Präs. Oldenburg an das KatA. Vechta 1 . 6.69
Thiele vom Verw. Präs. Oldenburg än das KatA. Delmenhorst 1. 6. 69
Chieduch von der Reg. Osnabrü& an das KatA. Springe . l. 7.69
Oehmen vom KatA. Melle an das KatA. Lingen . l. 7. 69
Thiele vom KatA. Delmenhorst an das KatA. Näustadt a. Rbge. 1. 8. 69
Oehmen vom KatA. Lingen an das KatA. Osnabrück . l. 10.69
Antons von der_Reg. Osnabrück an das KatA. Lingen 29.10.69
Y_gg.-lt"ng von-dq. R.g. Osnabrück an das KatA. tingen 29.10. 69
§Tiechmann v. d. Reg. Stade an das KatA. Osterh.-Scharmbeck 30. 1 o.69
Sdrneider vom KatA. Northeim an das KatA. Hildesheim 1 .ll.69
Domcl<e vom KatA. Hildesheim an das KatA. Northeim l.ll.69
Sdreele vom Verw. Präs. Oldenburg an das KatA. Delmenhorst 15. ll. 69
Vogelsang vom KatA. Lingen an das KatA. Springe . l. 12. Gg
Tergau von der Reg. Auridr an das KatA. Leär 1. 2.7o
Janssen vom KatA. Emden an die Reg. Aurich l. 2. To

V. In den Ruhestand versetzt (§ 57 NBG):
VmAmtm. Stähler, KatA. Fällingbostel 31.12.69

,r Knoop, KatA. Sulingen il. l.ZO
VmOInsp. §7ilkens, KatA. Oldenburg 30. 4.69
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In den Ruhestand versetzt (§ 55 NBG):

VmOAmtm. Bed<er, Reg. Hannover . ' 30. 9,69
VmOInsp. Bled«er, KatA. Burgdort . 30. 6.69

VL Entlassen auf Antrag (§ 38 NBG):

Vmlnsp.-Anw. Sandomeer, Verw.Präs. Oldenburg 31. 8.69
,, M.telerkamp, Reg. Osnabrü& 13. 10.69

Entlassen (§ 36 Abs.4 NBG):

Vmlnsp.-Anw. Sped«er, Reg. Osnabrüd< 5. 9-69

Entlassen (§ 36 Abs.2 NBC):

Vmlnsp. z. A. Chiedudr, KatA. Springe 30. 11. 69

VII. Verstorben:
VmAmtm.
VmOInsp.

VIII. In den Vorbereitungsdienst einberufent

Fiege,KatA.Lüneburg . . . ... .. 11.10.69
Riest, KatA. Uelzen . . . 10. 10.69

Name Bezirk geb. am I Irrg.- | eingestellt
I neranigung | "-

König, Horst
Mensing, Rolf
Seils, Norbert
Bohling, '§7'erner

Traumann, Joadrim
'§7'assermann, Fntz
Himstedt, Hubertus

Lüneburg
Osnabrück
Stade
Stade
Braunschweig
Hannover
Hannover

Irrg. (grad.)

lt

n

lt

ll

n

n

8. 4.47
19. 6.43
17. 9. 47

28. 7. 46

19. 4.43
17. 12. 46

6. 8. 36

1. 8. 69
1. g.69

1. g. 69
1. 8. 69
l, ll. 69
t. tt. 69
t. 11.69

1. 10. 69
29. t0. 69
2. 1.70

29. 7.69
9.11.69
g. 12.69

I. Ernannt:
zum VmHSekr.:
VmOSekr.

zu VmOSekr. t

VmSekr.
,l

ll

zu VmSekr.,
VmAssist.

lt
ll

zu VmAssist.:
VmAssist. z. A.

It
n
n
It

40

Beamte des mittleren Dienstes

Zirr, KatA.Lingen . . o . . . . . . . .. 1.12.69

Steinblo&rKatA.Leer ....... ....... . .

GoldensteinrKatA.Norden .. . o....
Stegemerten,KatA.Bentheim ..... . ....

Rothe, KatA. Sulingen
Ecl<hoff, Beb. Kl. Sextro,
Köhler, KatA. Göttingen

«"ia.Cloppenburg::.. ..

Perszewski,KatA.Hildesheim . . . . . o . . . . . 1.5.69
Streich,KatA.Wilhelmshaven . . . . . . . . . o . . 16.5.69
Gieseke,KatA.Peine . . . . . . . . . . . . 22.5.69
Mriller,KatA.\üü'olfsburg .. .... .. .24.10.69
Bessey.KatA.Burgdorf . . . . .. . . 24.10.69



VmAssist. z. A. Plank, KatA. Uelzen 24. 10.69
,, Dauwald, KatA. Lüdrow 24. 10.69
,, Kiel, KatA. Bentheim 28. 10.69
,, Klammer, KatA. Osnabrüd< 28. 10.69
,, Birnbaum, KatA. Papenburg 28. 10.69
,, Plambed<, KatA. Auridr I . 1 1. 69
,, K.ause, KatA. Hildesheim 14. 11.69
,, Kleemeyer, KatA. Peine 4. 11.69
,, Vehrmaker, KatA. Hildesheim 7.11,69
,, Trenkner, KatA. Clausthal-Zellerteld, 7.11,69
,, Rönpagel, KatA. Einbecl< 10. t l. 69
,, Niemann, KatA. Einbed< 10. 11.69
,, Köhler, KatA. r,trüesterstede 13. I 1. 69
,, ,reseniß, KatA. §(/esterstede 14. 11.69
,, Heinemeyer, KatA. Peine 14. 11.69
,, Peine, KatA. §Tolfenbüttel l. 12.69

zu VmAssist. z. A,:
VmAssist.-Anw. Brinkmann, KatA. §(/insen 24. 4.69

,, Trenkner, KatA, Clausthal-Zellerfeld 30. 4.69
,, Kleemeyer, KatA. Peine 30, 4,69
,, Piske, KatA. Hameln 23. 10.69
,, *rose, Reg. Hannover 23.10,69
,, S&aper, KatA. Alfeld . 3. 11.69
,t Rien, KatA. Northeim
t,
lt

n

n
,t
lt

II. Versetzt:
VmHSekr.
VmAssist.

t,

VmAssist. z. A.
t,
lt
n
lt
n
tl

Tiedge, KatA. Alfeld

III. Entlassen auf Antrag (§ 38 NBG):
VmAssist. Krause, KatA. Hildesheim 31,12.69
VmAssist.z.A. Kläne, KatA. Helmstedt 31. 8.69
VmAssist.-Anw. König, KatA. Cuxhaven . 31. l.ZO

IV. In den einberufen:

Name Bezirk geb. am eingestellt am

4. 11.69
3. lt. 69

Faber, KatA. Göttingen 3. 1 1. 69
Krause, KatA. Braunsch\Meig 5. ll. 69
Burchardt, KatA. Braunschweig 5. 11.69
Teuber, KatA. Braunschweig . . . . 5. ll. 69
Riegert, KatA. Braunschweig 6. 11.69

Ewert vom KatA. Celle an das KatA. Volfsburg 1 . 4.69
Zieseniß v. KatA. '§7'esterstede an d. KatA. Wilhelmshaven 1.12.69
Bessey vom KatA. Burgdorf an das KatA. Fallingbostel 1. l.7O
Berndsen vom KatA. Papenburg an das KatA. Meppen 1. 7. 69
Dauwald vom KatA. Uelzen an das KatA. Lüchow 1. 7. 69
Müller vom KatA. Glfhorn an das KatA. §ürolfsburg l. 7. 69
Kiel vom KatA. Melle an das KatA. Bentheim 1. 10.69
Klose von der Reg. Hannover an das LVwA - LVm - . l. 12.69
Roß vom KatA. Norden an das KatA. Leer 1 . l.7O
Gerlach vom KatA. Soltau an das KatA. Burgdorf 1. l. To

Bruns, Hans-Georg
ROttger, Dietmar
Reimers, Rainer
Sanft, Volfgang

Aurich
Braunschweig
Hannover
Hildesheim

10. 7. 48
10. 4.48
6. 11.50
7. t2. 50

1. 10. 69
1. 10. 69
1. 10. 69
7. to. 69

Vorbereitungsdienst
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Angestellte der Vergütungsgruppe II a BAT

Eingestellt:
Dipl.-Ing. Hecht, LVwA - LVm - . . . . . . . . . . vom 15. 1.70 bis

Angestellte der Vergütungsgruppe III BAT

Höhergruppiert nach Verg.-Gr. III BAT:

BgVmT. 'lViegandrKatA.Braunsdrweig. . . . . . . . . . . . o .

Viedrmann,
Scheele,
Antons,
Leutenantsmeyer r

Vogelsang,
Obenhaus,

Bez. Hildesheim

, Braunschweig

,t Hannover

,, Hildesheim

, Hildesheim

,, Stade

, Osnabnid<

,t Hannover

,t Hannover

Bez. Stade

,t Stade

, Oldenburg
, Osnabnid<

, Osnabrü&
, Osnabrücl<

, Hannover

, Hannover
LVwA - LVm -

30.4.70

1. l. 69

Prüfungstermin

3. 6. 69
23.7. 69
ll. 9. 69
ll. 9. 69
ll. 9. 69
ll. 9. 69
12. 9. 69
28. 1.70
28. 1.70

27. 10. 69
27. 10. 69
27. 10. 69
29. 10. 69
28. 10. 69
29. 10. 69
29. 10. 69
29. 10. 69
29. 10. 69

Angestellte der Vergütungsgruppe IV b BAT

Höhergruppiert nadr Verg.-Gr. IVb BAT:

BgVmT. lVollsdrina, Verw.-Präs. Braunsdrweig 1. 3.69
,, Heidamm, KatA. §Tolfenbüttel l. 9.69

'Weitere Nadrridrten

KatA. Brake, jetzt 288 Brake (Unterweser), Sdrrabberdeidr 43

Prüfungsnachridrten

Große Staatsprüf un g

VmRef.

,l

t,

u

t,

t,

,t

,t

ll

bestandent

Otto,
Voyke,
Andree,
Engelke,
Rinne,

Voss,

Sohl,
Dr. Reuter,
Kirdrner,

Vmlnsp.-Prüfung bestandent

Vmlnsp.-Anw. Hed<mann,

,t

tl

,l

It

n

n

v*o§ekretärin X;*.,
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VmAsslst.- Prüfung bestanden:

VmAsslst.-Anw.

,l

JI

,l

,l

,t

,t

,t

,l

,t

,,

Hogrefe,
Bundrardt,
Krause,
Riegert,
Teuber,
Klose,
Piske,
Faber,
Rien,

Sdraper,
Tiedge,

Prüfr.mgstermin

21. lo, 69
21. la. 69
21. 10. 69
21. 10. 69
21. 10. 69
22. lO. 69
22. lO. 69
22. lO.69
i2. lo.69
22. 1O.69
22, 10, 69

Bez. Stade

, Braunsdrweig

, Braunsdrweig

t, Braunsdrweig

t, Braunsdrweig

, Hannover
,t 'Hannover

, Hildesheim

, Hildesheim

, Hildesheim
,t Hildesheim


